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Begriindung zum Bebauungsplan LIN587 "Am Tonberg" - 2. Entwurf

1 Allgemeine Begriindung

1.1 Planerfordernis

Das Plangebiet liegt im Osten der Stadt Erfurt im Stadtteil Linderbach an der Weimarische
Stralle, in unmittelbarer Ndhe zur Auffahrt zur Konrad- Adenauer-Stralle.

Ausgehend von den Nutzungszielen des Flachennutzungsplanes, der beidseits der Weimari-
schen Stralle gewerbliche Bauflachen ausweist, sollte urspringlich verbindliches Planungs-
recht fir gewerbliche Nutzungen fir mittlere und kleinere Unternehmen in einer flexibleren
Angebotsplanung hergestellt werden.

Zusatzlich besteht der Wunsch einer Bau- und Gartenmarktkette zur Ansiedlung eines Bau-
und Gartenmarktes. Innerhalb der Stadt Erfurt bestehen Entwicklungspotentiale im Bau- und
Gartenmarktsortiment'. Daher sollen ca. 5 ha Sondergebietsfliche und ca. 2,2 ha Gewerbefls-
che entwickelt werden.

Die Weimarische Stralle ist eine stadtischen Ausfallstralle und Entwicklungsachse der Lan-
deshauptstadt Erfurt. Als die Entwicklungsachse Ost ist sie durch verschieden Gewerbebe-
triebe gepragt. Die gewerbliche Weiterentwicklung von Flachen an der Weimarische StraRe,
sowie deren unmittelbare Anbindung an die Ostumfahrung (Konrad-Adenauer-StraRe) ent-
sprechen den Entwicklungszielen der Stadtentwicklung.

Zur Umsetzung dieses Planungszieles ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes gem. § 2
Abs.1 BauGB notwendig. Der Flachennutzungsplan wird im Parallelverfahren geandert.

1.2 Verfahrensablauf

Im Jahr 2008 trat der vormalige Vorhabentrdger des Bebauungsplanes LIN270 und Eigentimer
der Flurstiicke in der Gemarkung Linderbach, Flur 3, 399/1, 109/4, 111/5,112/2, 113/2, 115,
401/2 an die Stadt Erfurt heran mit dem Antrag auf Einleitung eines Bauleitplanverfahrens
nach § 12 BauGB (Vorhaben- und ErschlieRungsplan). Der wegen fehlendem Durchfihrungs-
vertrag schwebend rechtsunwirksamen Vorhaben- und ErschlieBungsplan LIN 270 "Service-
park Linderbach" durch die Schaffung von Bauflachen zur Errichtung von ca. 5,1 ha tiberbauba-
rer Gewerbeflache sollte ersetzt werden.

Am 24.10.2008 wurde der durch den Stadtrat am 17.09.2008 beschlossene Einleitungs- und
Aufstellungsbeschluss (DS000224/08) im Amtsblatt Nr.19 der Stadt Erfurt bekannt gemacht.
Mit gleichem Beschluss erfolgten die Billigung des Vorentwurfes, sowie der Beschluss lber
die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit. Der Vorentwurf lag in der Zeit vom 03.11.2008
bis zum 05.12.2008 aus.

Nach langerer Pause wurde aufgrund bestehender Entwicklungspotentiale im Bau- und Gar-
tenmarktsortiment in der Stadt Erfurt von einer Bau- und Gartenmarktkette eine Standortun-
tersuchung zur Ansiedlung durchgefihrt. Aus Sicht des Unternehmens wurde im Ergebnis
einer vergleichenden Untersuchung von Alternativstandorten der Standort Am Tonberg favo-
risiert. Das Unternehmen hat angeboten, auf Teilfldchen Ansiedlungsmoglichkeiten fur die
bislang angestrebte gewerbliche Nutzung zu sichern.

Zur Anpassung der Planungsziele wurde die Anderung des Aufstellungsbeschlusses Bebau-
ungsplan LIN587 "Am Tonberg" und die Billigung des 2. Vorentwurfes mit erneuter frihzeiti-
ger Biirgerbeteiligung (DS 1306/17) im Stadtrat am 18.10.2017 beschlossen. Die erneute friih-

'vgl. Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Landeshauptstadt Erfurt, 2017, 5.67
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Begriindung zum Bebauungsplan LIN587 "Am Tonberg" - 2. Entwurf

zeitige Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB wurde durch offentliche
Auslegung der Planzeichnungen und der Projektbeschreibung von 02.01.2018 bis 02.02.2018
durchgefihrt. Gemadll § 4 Abs. 1 Satz 1 BauGB wurden die Behdrden und sonstigen Trdger 6f-
fentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Planung berihrt werden im gleichen
Zeitraum beteiligt.

1.3  Geltungsbereich
Das Gebiet des kiinftigen Bebauungsplanes LIN587 ,,Am Tonberg“ wird wie folgt begrenzt:

im Norden:  durch die stidliche StraBenbegrenzungslinie der ErschlieBungsstralle "Am Ton-

berg"
im Osten: durch die Konrad-Adenauer StralRe
im Studen: durch die Weimarische StralRe

im Westen:  durch die ErschlieRungsstralRe "An der Henne".

Das Bebauungsplangebiet schlielt die Flurstiicke Gemarkung Linderbach, Flur 3, 91/6 tlw,,
109/1, 109/3, 109/4, 110 tlw., 111/1 tlw., 111/4 tlw,, 111/5, 112/1, 112/2, 113/3 tlw., 113/4,
113/5 tlw,, 113/6, 114/1 tlw., 114/2, 115/1 tlw., 115/2, 401/1, 401/2, 508, 509, 510, 511 tlw,,
512,513, 514/1,514/2 tlw., 515 tlw. und 536 tlw. sowie die Flurstiicke der Gemarkung Erfurt-
Sid, Flur 13, Flurstiicke 7/2 und 125 ein.

1.4  Ubergeordnete Planungen

1.4.1 Ziele der Raumordnung und Landesplanung

Bebauungsplane sind gemdR § 1 Abs. 4 BauGB den Zielen der Raumordnung anzupassen. Die
fur vorliegenden Bebauungsplan relevanten Planungsinstrumente der Raumordnung sind das
Landesentwicklungsprogramm Thiringen 2025 (LEP 2025) und der Regionalplan Mittelthu-
ringen (RP-MT).

Der Regionalplan Mittelthiringen 2011 (RPMT) stellt das Plangebiet als "Siedlungsflache Be-
stand" dar und enthdlt hierzu keine weiterfihrenden Festlegungen.

Das Planungsziel einer Siedlungsflachenentwicklung fir gewerbliche Nutzungen am Standort
LIN 587 ,Am Tonberg“ steht im Einklang mit den Erfordernissen der Raumordnung im Landes-
entwicklungsprogramm 2025:

Ziel der Raumordnung ist die Bestimmung Erfurts als Oberzentrum; Grundsatze der Raum-
ordnung sind die Ausweisung eines Entwicklungskorridors entlang der BAB 4 (Landesgrenze
Hessen — Eisenach — Gotha - Erfurt — Weimar - Jena — Gera — Landesgrenze Sachsen) sowie die
Einstufung des "Innerthiuringer Zentralraumes" als "Raum mit glinstigen Entwicklungsvoraus-
setzungen".

In der Stadt Erfurt soll im Rahmen der oberzentralen Funktion neben der Eigenentwicklung
eine bauliche Entwicklung tber den eigenen Bedarf hinaus erfolgen. Erfurt soll Wachstums-
motor und Impulsgeber fir die Entwicklung Thiringens sein. Angestrebt wird die Starkung
Thiringens, insbesondere der Zentralen Orte, im Hinblick auf Infrastrukturausbau und Sied-
lungsentwicklung.

Mit der Uberplanung werden landwirtschaftlichen Flachen genutzt, diese sind jedoch in ihrer
GroRe und Nutzung unterreprdsentiert. Zusatzlich sind diese gefangen zwischen Gewerbe,
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Wohnstandort und den groRen Erschliefungsstrallen Weimarische Stralle und Konrad-
Adenauer-Stralle.

Das Plangebiet ist durch die Weimarische Stralle gut erschlossen, sodass, abgesehen von der
inneren Erschliefung, keine neuen Verkehrswege geschaffen werden mussen. Die Planung ist
ein letzter Baustein der gewerblichen Achse Weimarische StralRe, die auch dem Autobahnan-
schluss Richtung Dresden und Frankfurt dient. Die Planung kann daher als Lickenschluss im
Sinne einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung bezeichnet werden.

Das LEP 2025 bestimmt Erfurt als Oberzentrum in dem zentrale Einzelhandelsfunktionen wei-
terentwickelt werden sollen. In Oberzentren ist die Ansiedlung, Erweiterung und wesentliche
Anderung von EinzelhandelsgroBprojekten gemaR dem Konzentrationsgebot zuldssig. Diese
EinzelhandelsgrolRprojekte sollen sich in das zentralortliche Versorgungssystem einfiigen
(Kongruenzgebot). Die verbrauchernahe Versorgung im Versorgungsbereich und die Funkti-
onsfahigkeit anderer Orte sollen dadurch nicht oder nicht wesentlich beeintrachtigt werden
(Beeintrdchtigungsverbot).

Der Planstandort ist auf Grund der Nachbarschaftsnutzungen Verkehrsinfrastruktur, gewerb-
liche Nutzungen, und Landwirtschaftsflachen als stadtebaulich nicht integrierter Standort
einzustufen, trotz einzelner Wohngebaude unmittelbar nordlich der StraRe Am Tonberg. Da
das Planvorhaben jedoch keine zentrenrelevanten Kernsortimente aufweist, ist das Integrati-
onsgebot nicht von Belang.’

Das Regionale Einzelhandelskonzept Mittelthiringen (REHK) trifft folgende Aussagen: Das
Oberzentrum Erfurt nimmt eine Uberregionale Versorgungsfunktion wahr; dies soll sich in
Struktur und Vielfalt des Einzelhandelsangebots ausdriicken. Die bestehenden Versorgungs-
strukturen sind unter Berilicksichtigung der Versorgungsaufgabe maRstabsgerecht zu entwi-
ckeln. Die Erhaltung und Starkung der Zentren hinsichtlich ihrer Versorgungsfunktion und
ihrer Funktionsfdhigkeit wird als wesentlicher Aspekt der zukiinftigen Einzelhandelsentwick-
lung in Mittelthiringen gesehen.

Mit der Erstellung einer stadtebaulichen Vertrdglichkeitsstudie fur einen Bau- und Garten-
markt wurde das Vorhaben in Bezug auf die Ziele der Raumordnung und Landesplanung Uber-
prift. Im Ergebnis sind das Kongruenzgebot und Beeintrachtigungsgebot eingehalten. Das
Integrationsgebot des nicht zentrenrelevanten Kernsortiments nicht von Belang. In Bezug auf
die Empfehlungen des REHK wird ein Moderationsverfahren anberaumt. "Zusammenfassend
lasst sich feststellen, dass das Planvorhaben mit der Matrix zur rdumlichen Einzelhandels-
entwicklung und deren textlichen Ausfiihrungen des Regionalen Einzelhandelskonzeptes Mit-

telthiiringen vereinbar ist".?

Die genannten Erfordernisse wurden in die bauleitplanerische Abwdgung mit entspre-
chendem Gewicht eingestellt und beriicksichtigt.

1.4.2 Flachennutzungsplan

Die Stadt Erfurt verfigt uber einen Flachennutzungsplan (FNP), wirksam mit Bekanntma-
chung vom 27.05.2006 im Amtsblatt Nr. 11/2006, neu bekannt gemacht am 14.07.2017 im
Amtsblatt Nr. 12/2017, zuletzt geandert durch die FNP-Anderungen Nr. 38 und Nr. 40, wirk-
sam mit Veroffentlichung vom 21.08.2020 im Amtsblatt Nr. 15/2020.

? siehe auch: Stadtebauliche Vertraglichkeitsstudie fiir die Festsetzung eines Sondergebietes Einzelhandel fiir einen groRflichi-
gen Bau- und Gartenmarkt in Erfurt vom 26.10.2020 als Anlage der Begriindung.

*ebd., S.67
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Die Flachen innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes sind im Fldchennut-
zungsplan als gewerbliche Bauflachen und Grinflachen dargestellt.

Fur die Fldchen des Bau- und Gartenmarktes wird mit dem Bebauungsplan ein sonstiges Son-
dergebiet gemadR § 11 Abs. 3 BauNVO fir grolflachigen Einzelhandel festgesetzt. Damit ware
der Bebauungsplan nicht aus dem Flachennutzungsplan entwickelt. Im sogenannten Parallel-
verfahren gemall § 8 Abs. 3 BauGB wird der Flachennutzungsplan fir die Sondergebietsflache
gedndert.

Abbildung 1: Auszug aus dem Flichennutzungsplan, Stand 21.08.2020

1.4.3 Gewerbeflachenentwicklungskonzept und ISEK 2030

Das Gewerbeflachenentwicklungskonzept 2030 fur die Landeshauptstadt Erfurt wurde zur
Prifung des Bedarfs an Gewerbeflachen und den Perspektiven fir vorhandene Standorte im
Stadtgebiet erstellt. Es diente als Input fur die Fortschreibung des Integrierten Stadtentwic-
lungskonzepts ISEK Erfurt 2030.

Die Konzepte stellen den Geltungsbereich als eine Arrondierung der gewerblich genutzten
Achse entlang der Weimarischen Stralle dar. Zum Zeitpunkt der Erstellung war die zukiinftige
Nutzung und die Anderung der Planungsziele zu einer teilweisen Nutzung als Sondergebiet
Bau- und Gartenmarkt jedoch noch nicht festgelegt.

1.5  Allgemeine Planungsziele

Mit dem Bebauungsplan werden folgende Planungsziele angestrebt:
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- Festsetzung eines Sondergebietes Einzelhandel fir einen Bau- und Gartenmarkt mit einer
Gesamtverkaufsflache von maximal 17.500 m? und einem Anteil von zentrenrelevanten
Sortimenten von maximal 680 m? Verkaufsflache

- Festsetzung von Gewerbegebietsflachen ausschlieRlich fur dienstleistende und produzie-
rende Gewerbebetriebe auf den verbleibenden Baufldachen

- Ausschluss von zentrenrelvantem Einzelhandel, Vergniigungsstatten, Schank- und Speise-
wirtschaften, Beherbergungsstatten in den Gewerbegebieten

- Bewadltigung der Konflikte mit der benachbarten Wohnbebauung Am Tonberg

- Schaffung von Griinzasuren zur visuellen Abschirmung nach Norden zur Wohnbebauung
Am Tonberg und in Richtung Osten zur Ostumfahrung Konrad-Adenauer-Stralle

- Anbindung an das HaupterschlieBungsnetz vom Knotenpunkt Weimarische StraRe tber
einen Anschluss an die StralRe "An der Henne"

1.6  Bestandsdarstellung

1.6.1 Lage des Geltungsbereichs

Das Plangebiet liegt ca. 4 km in 6stlicher Richtung vom Erfurter Zentrum entfernt. Es liegt an
der nord-westlichen Gemarkungsgrenze Linderbachs und wird im Westen durch die Flur 13
der Stadt Erfurt begrenzt. Die Konrad-Adenauer-Stralle trennt das Plangebiet von der Ortslage
Linderbach.

Abbildung 2: Lage des Plangebietes (Digitales Orthophoto, 2021)
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Westlich und sudlich befinden sich Gewerbegebiete mit kleineren und mittleren Unterneh-
men, und im Norden begrenzt die Strale "Am Tonberg" mit Einfamilienhdusern und der da-
hinterliegenden ICE Bahntrasse Erfurt- Leipzig/ Halle das Plangebiet.

1.6.2 Eigentumsverhdltnisse/ aktuelle Nutzung

Das Bebauungsplangebiet schlieft die Flurstiicke Gemarkung Linderbach, Flur 3, 109/4,
111/5112/2,113/3 tlw., 113/4, 113/6, 114/2, 115/2, 401/2 ein, die sich im Eigentum des Er-
schlieBungstragers befinden. Uber die Flurstiicke Gemarkung Linderbach, Flur 3, 508, 509,
510,511,512 und 513 tlw. bestehen Erbbaurechtsvertrage.

Die Flurstucke werden derzeit landwirtschaftlich genutzt.

Die Flurstucke Gemarkung Linderbach, Flur 3,91/6 tlw., 109/1 tlw., 109/3, 110 tlw., 111/17 tlw.,
111/3 tlw,, 111/4 tlw. und 112/1 tlw. sind Teile des 6ffentlichen StraRengrundstiicks im Ei-
gentum der Landeshauptstadt Erfurt

Dem Geltungsbereich werden externe Ausgleichsflachen aus dem Bebauungsplan LOV540
"Behdrdenzentrum Am Steigerwald - Neue Landschaften den Baugebieten "zugeordnet". Hier-
bei handelt es sich um Flachen des Flurstiickes 1/10, Flur 9, Gemarkung Erfurt-Sud. Die Details
der Ausgleichsmallnahmen sind in Abstimmung mit dem Umwelt- und Naturschutzamt ver-
traglich zwischen den Vorhabentragern und den Eigentiimern der Ausgleichsflachen geregelt.

1.6.3 ErschlieBung

Verkehrliche ErschlieRung

Das Plangebiet liegt in Ost- West- Richtung an der Schnittstelle zwischen der Weimarischen
StraRe, von Weimar in Richtung Erfurt Zentrum, und in Siid- Nord-Richtung an der Erfurter
Osttangente (Konrad-Adenauer-StraRe) zur Autobahn A71 von Sangerhausen nach Schwein-
furt. Die Weimarische StraRe fiihrt dann, als Bundesstrale B7, lber die LandesstralRle L1056
zur A4 Frankfurt - Dresden.

Der Knotenpunkt Weimarische StralRe / An der Henne ist bereits ausgebaut, so dass eine leis-
tungsfahige Anbindung fir den Individualverkehr (IV) gewahrleistet ist.

Die Erschliefung des Plangebietes erfolgt tiber einen Anschluss an die Stralle "An der Henne"
und ist hierliber unmittelbar an das HauptstraRennetz angebunden. Der Knotenpunkt Weima-
rische StralRe / An der Henne ist bereits ausgebaut, dass eine leistungsfahige Anbindung ge-
wadhrleistet ist. Im Zuge des Strallenbaus der PlanstralRe ist jedoch eine weitere Ertlichtigung
vorgesehen um eine zusdtzliche Spur, sowie einen FuBweg aufzunehmen. Aus diesem Grund
wurde das Plangebiet um Teile der Stralle "An der Henne" erweitert.

Das Plangebiet ist Uber die Stadtbusse 51 (Mdbisburg - Hochheim- Erfurt- Linderbach- Win-
dischholzhausen), 52 (Erfurt - Linderbach- Niederzimmern) und 234 Erfurt- Linderbach - Mon-
chenholzhausen sowie den Regionalbus 153 (Erfurt- Linderbach-Klettbach) mit 6ffentlichen
Verkehrsmitteln erreichbar.

Das Plangebiet ist mit einem gemeinsamen Geh- und Radweg entlang der Weimarischen
Stralle an das Radwegenetz der Landeshauptstadt Erfurt angebunden.

Zusatzlich ist eine weitere Zufahrt zum Sondergebiet Bau- und Gartenmarkt geplant, um die
Erreichbarkeit des Bau- und Gartenmarktes zu verbessern. Hierzu ist die Planung einer
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Rechtsabbiegespur notwendig. Die verkehrstechnischen Planungen zur Erganzung der dule-
ren ErschlieBung werden im Nachgang des Bebauungsplanverfahrens erfolgen.

Technische ErschlieRung
Das Plangebiet ist weitestgehend unerschlossen.

In der Weimarischen Stralle und der StraBe "An der Henne" verlaufen angrenzend an das Plan-
gebiet keine Anlagen der Trinkwasserversorgung.

Anlagen der Trinkwasserversorgung sind in der Strale "Am Tonberg" vorhanden. Aufgrund der
hydraulischen Bedingungen in der Strale "Am Tonberg" (WT 100 GG) kénnen jedoch nur mit
zusatzlichem Erweiterungsaufwand Grundstiicksanschlisse hergestellt werden. Eine direkte
wasserversorgungstechnische ErschlieBung kann lt. Thiringer Wasser GmBH nur lber eine
Versorgungsleitung in der Weimarischen Stralle erfolgen.

Schmutzwasserableitung und Regenwasserableitung liegen in der Stralle "An der Henne" an.
Zur Regenwasserableitung wird zusatzlich ein Regenrickhaltebecken erforderlich.

Leitungsbestdnde der Elektroversorgung liegen in der Stralle "An der Henne" im westlichen
StraRenrand (Gehweg) und auf der nordlichen Seite der Weimarischen Stralle.

Der Standort ist mit Gas (Erdgas H) Uber die Stralle "An der Henne" erschlossen.

1.6.4 Umweltsituation

Das Plangebiet wird im Wesentlichen ackerbaulich genutzt. Der 6stliche und nérdliche Rand
weist lineare und kleinflachige Geholzstrukturen auf. Das den Geltungsbereich umgebende
Landschaftsbild ist hauptsachlich durch Gewerbebauten und Verkehrsfldchen stadtisch, ge-
werblich geprdgt. Auf Grund der inselhaften Lage zwischen den beiden Hauptverkehrsstrallen
Konrad-Adenauer-Strale und Weimarische Stralle im Osten und Stiden, der Bahnlinie im Nor-
den und der bereits vorhandenen gewerblichen Nutzung im Westen ist dem Gebiet keine be-
sondere Freiraumqualitat beizumessen. Ebenso sind innerhalb des Gebietes keine hoherwer-
tigen Biotope bekannt. Gleichwohl stellt die geplante gewerbliche Nutzung einen Eingriff
dar, der entsprechend den naturschutzrechtlichen Bestimmungen auszugleichen ist.

Im Rahmen des Verfahrens wurde ein Griinordnungsplan mit Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung
und Festsetzung von Ausgleichsflachen und ein Umweltbericht erstellt.

Artenschutz

Fur das Bauleitplanverfahren wurde ein Faunistisches Gutachten erstellt. Im Ergebnis kann
ein Vorkommen von Feldhamstern ausgeschlossen werden. Demnach sind aktuell keine arten-
schutzrechtlichen Konflikte nach § 44 BNatSchG zu erwarten. Laut Einschatzung der Gutach-
ter kann eine erneute Zuwanderung ausgeschlossen werden, da die Flache isoliert liegt und
von stark frequentierten Verkehrstrassen umschlossen ist.

Die Beobachtungen von Brutvogeln lassen Rickschlisse zu, dass der Bereich Siedlung Am
Tonberg und die Bahnlinie fur den Vogelzug im Frihjahr von Bedeutung sind.

Der Planungsraum besitzt somit Funktionen als Lebensraum fiir besonders geschiitzte Vogel-
arten, weswegen in den Hinweisen Empfehlungen erfolgten. Zum Teil kann die Funktion als
Lebensraum durch Festsetzungen fur Bepflanzungen/ Maknahmenflachen im Bebauungsplan
aufgefangen und unterstitzt werden.
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Unmittelbare Festsetzungen zu Nisthilfen wurden fur den Bebauungsplan nicht getroffen, da
diese MalRnahmen nach § 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB nicht festsetzbar sind. Hier kann nur im Bau-
genehmigungsverfahren Einfluss genommen werden.

Der Vogelzug in West-Ostrichtung entlang der Siedlung Am Tonberg und der Bahnlinie wird
insbesondere unterstiitzt durch die Entwicklung der Streuobswiese und den geplanten Ge-
holzstrukturen.

Fur das zukiinftige Gewerbegebiet selbst ist eine Neuansiedlung von gebdudebewohnenden
Arten, wie Hausrotschwanz, Amsel, Haussperling, Mauersegler, Mehlschwalbe, Rotkehlchen
sowie weiteren Arten zu prognostizieren. Eine Begriinung mit Gehdlzen innerhalb der Baufel-
der sowie die Anbringung von Nisthilfen fir Halbhohlenbiter (20 Stick), Mehlschwalbe (5 x 2
Stuck), Mauersegler (6 Stuck) und Turmfalke (2 Stlck) wird als unterstiitzende Malknahme
empfohlen.

Lirmeinwirkungen

Ausgangslage ist eine Larm vorbelastete Umgebung durch die Bahn im Norden, die Ostumfah-
rung im Osten, die Weimarische Stralle (B7) im Siiden und Gewerbe im Westen.

Die Flachen des Geltungsbereichs liegen an der ICE Bahntrasse Erfurt- Leipzig/ Halle. Es sind
hiervon keine stérenden Larmeinwirkungen flr das Gewerbegebiet zu erwarten.

Jedoch die nordlich des Plangebietes an der StralBe "Am Tonberg" liegenden Einfamilienhdu-
ser genielRen einen Schutzanspruch und sind vor Larmeinwirkungen durch das hinzutretende
Gewerbe zu schiitzen. Hierzu wurde die Erstellung einer schalltechnischen Untersuchung zur
Festsetzung von Emissionskontingenten notwendig. Die Ergebnisse mindeten in textliche
Festsetzungen zum Larmschutz.

Altlasten
Innerhalb der Flachen des Plangebietes sind keine Altlasten oder Kampfmittel bekannt.

Aus der historischen Recherche sind keine Nutzungen bekannt geworden, die einen Altlasten-
verdacht bzw. schadliche Bodenverdnderungen hinsichtlich Schadstoffbelastung begrindet
hatten.

Klima

Das Plangebiet liegt in einer Klimaschutzzone 2. Ordnung. Bei der Planung ist daher auf eine
moglichst geringe Versiegelung und geringe Gebdaudehdhen zu achten, damit die Kaltluft-
stromungen in Richtung Innenstadt nicht beeintrachtigt werden. Daher wurden die Gebdude-
hohen auf 15 m OK Gebaudehdhe fir das Sondergebiet SOBGM und das Gewerbegebiet GE2
und auf 14 m OK Gebdudehdhe fur das Gewerbegebiet GE1 beschrankt.
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2 Begriindung der textlichen Festsetzungen

Teil Bi.V.m. Teil Ader Planzeichnung
2.1 Artderbaulichen Nutzung

Die Baugebiete im Geltungsbereich werden den allgemeinen Zielen des Bebauungsplanes
folgend als Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO und sonstiges Sondergebiet nach § 11 BauNVO
entwickelt.

Gewerbegebiete GE 1 und GE 2

Zeichnerische Festsetzung i. V. m. textlicher Festsetzung 1.1: Gewerbegebiete GE 1 und GE 2

Das planerische Konzept der Landeshauptstadt Erfurt fiir die Gewerbegebiete GE 1 und GE 2
sieht die Bereitstellung von Flachen fiir Gewerbetriebe im engeren Sinne (produzierendes und
dienstleistendes Gewerbe) vor. Um diesen Gewerbetrieben die entsprechenden Entfaltungs-
moglichkeiten zu sichern, sollen solche Nutzungen z. T. nur ausnahmsweise zugelassen oder z.
T. ganzlich ausgeschlossen werden, die aufgrund lhrer héheren Wertschopfung derartige Ge-
werbebetriebe verdrangen oder die allein aufgrund ihrer Zulassigkeit zu Bodenwertsteige-
rungen fuhren kdnnen und eine Ansiedlung dieser Gewerbebetriebe erschweren.

Dazu gehdren insbesondere Vergnligungsstdatten und Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrele-
vanten Sortimenten, aber auch die Betriebe des Beherbergungsgewerbes sowie Schank- und
Speisewirtschaften als Unterart der Gewerbebetriebe aller Art.

Gem. § 1 Abs. 9 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5 BauNVO werden Festsetzungen getroffen, dass be-
stimmte Arten von Nutzungen, die in den Baugebieten nach den §§ 2 bis 9 und 13 BauNVO
allgemein zuldssig waren, nicht zuldssig sind oder nur ausnahmsweise zugelassen werden
kdnnen, sofern die allgemeinen Zweckbestimmung des Baugebietes gewahrt bleibt und/oder
stadtebauliche Griinde dies rechtfertigen:

Im Ubrigen er6ffnet § 1 Abs. 4 Satz 2 BauNVO die Moglichkeit der Gliederung mehrer Gewer-
begebiete im Gemeindegebiet untereinander, wovon in diesem Gewerbegebiet Gebrauch ge-
macht wird. Durch Festsetzungen nach nach § 1 Abs. 5 BauNVO werden im Wege einer hori-
zontalen Gliederung bestimmte Nutzungen ausgeschlossen oder fiir ausnahmsweise zuldssig
erklart.

Ausschluss von zentrenrelevanten Einzelhandel Festsetzung 1.1.1

Nach der planerischen Konzeption der Landeshauptstadt Erfurt ist es beabsichtigt, die Zulas-
sigkeit von bestimmten Unterarten des Einzelhandels auf bestimmte Gewerbegebiete zu be-
schranken, um in anderen Gewerbegebieten zur Sicherung der Entfaltungsmoglichkeiten ins-
besondere fur produzierende und dienstleistende Gewerbebetriebe den Einzelhandel auszu-
schlielRen. Es begriindet sich im Gewerbeflachenkonzept 2030 der Stadt Erfurt, die Gewerbe-
gebiete von nicht gewerblichen Nutzungen freizuhalten. Das Gewerbegebiet am Tonberg soll-
te moglichst handwerksorientierte und kleingewerblicher Nutzung vorbehalten bleiben, Frei-
zeitgewerbe, Gastronomie & Einzelhandel sollte ausgeschlossen bleiben. *

Durch Festsetzung 1.1.1. werden nach § 1 Abs. 5 BauNVO in Verbindung mit einer Feindiffe-
renzierung nach § 1 Abs. 9 BauNVO solche Einzelhandelsbetriebe ausgeschlossen, die zentren-
relevante Sortimente fuhren.

*DS 2716/15, Gewerbeflichenentwicklungskonzept 2030 fiir die Landeshauptstadt Erfurt, S. 151f.
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Die Zweckbestimmung eines Gewerbegebietes wird durch den teilweisen Ausschluss von Ein-
zelhandelsbetrieben nicht verletzt, da nach der Rechtsprechung selbst im Falle eines generel-
len Ausschlusses von Einzelhandelsbetrieben der Gebietscharakter als gewahrt angesehen
werden kann”.

Die Lage des Plangebiets an der Weimarischen Stralle wird durch mehrere Ansiedlungen von
Autohdusern, Kfz-Werkstatten und weiteren KFZ-orientierten Gewerbebetrieben vorgepragt.
Im Zuge von Betriebserweiterungen werden von, im Stadtgebiet ansdssigen Firmen, vermehrt
Flachen flr Servicebetriebe in Verbindung mit Einzelhandel mit nicht-zentrenrelevanten
Kernsortimenten gesucht. Dieser Nachfrage soll im Plangebiet Rechnung getragen werden.

Der gezielte Ausschluss von zentrenrelevanten Sortimenten erfolgt mit dem Ziel des Schutzes
der zentralen Bereiche insgesamt und insbesondere um die Attraktivitat der Innenstadt bzw.
der zentralen Versorgungsbereiche zu erhalten und zu starken sowie eine verbrauchernahe
Versorgung der Bevolkerung abzusichern. Dieses ist nach der Rechtsprechung ein legitimes
stadtebauliches Ziel.

Nach § 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB ist bei der Aufstellung der Bebauungsplane die Erhaltung und
Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche zu beriicksichtigen. Demnach werden im Gel-
tungsbereich solche Sortimente ausgeschlossen werden, die nachweislich nach den spezifi-
schen ortlichen Gegebenheiten in der Landeshauptstadt Erfurt fiir die Erhaltung und Entwick-
lung der faktischen zentralen Versorgungsbereiche von Bedeutung sind. Eines Nachweises
von schadlichen Auswirkungen auf den Einzelhandelsbestand in der Innenstadt bedarf es
aufgrund der tiber den einfachen Schutzzweck hinausgehenden Zielsetzung nicht.®

Zusatzlich ist das, durch den Stadtrat beschlossene, Einzelhandels- und Zentrenkonzept, in
der Fassung der Fortschreibung 2017 (Drucksache Nr. 0705/1), zuletzt gedndert durch DS
0705/19 beachtlich. Es handelt sich um ein stadtebauliches Entwicklungskonzept im Sinne
des § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB, das bei der Aufstellung von Bebauungsplanen zu berticksichtigen
ist.

Mit dem Ausschluss der zentren- und nahversorgungsrelevanten Kernsortimente wird dem
stddtebaulichem Erhaltung und Entwicklung der im Konzept definierten zentralen Versor-
gungsbereiche und der Altstadt als Hauptzentrum verfolgt. Die Attraktivitdt des Erfurter
Stadtzentrums erwdchst aus der Kombination einer historischen Stadtstruktur mit hoher Auf-
enthaltsqualitat, kulturellen und gastronomischen Angeboten mit einer reich strukturierten
Einzelhandelslandschaft. Der Schutz der zentralen Versorgungsbereiche dient der wohnungs-
nahen Versorgung der Bevolkerung mit Waren des taglichen Bedarfs.

Das Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Landeshauptstadt Erfurt definiert, nach ortsspe-
zifischer und individueller Betrachtung der vorhanden Sortimente, die ortsspezifischer Sor-
timentsliste, die in den textlichen Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplans zur Defi-
nition der nicht-zentrenrelevanten Kernsortimente dargestellt werden. Es kénnen damit sol-
che Nutzungen ausgeschlossen werden, die nachweislich nach den spezifischen ortlichen Ge-
gebenheiten in der Landeshauptstadt Erfurt fir die Erhaltung und Entwicklung der faktischen
und konzeptionell festgesetzten zentralen Versorgungsbereiche von Bedeutung sind.

Das Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Landeshauptstadt Erfurt in der Fassung der Fort-
schreibung 2017 liegt darliber hinaus seit der ortsiiblichen Bekanntmachung vom 17.05.2019
im Amtsblatt Nr. 9 zu jedermanns Einsichtnahme an dem Ort bereit, an dem die 6ffentlichen

* Urteil BVerwG 4. Senat, 4 BN 15/99 vom 11.05.1999
® Ulrich Kuschnerus, Olaf Bischopink, Alexander Wirth, Der standortgerechte Einzelhandel, 2. Aufl. Rn 495 ff
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Auslegungen von Bebauungsplanen stattfinden und an dem nach Ersatzbekanntmachung
gemdll § 10 Abs. 3 BauGB Bebauungsplane zu jedermanns Einsichtnahme bereit gehalten
werden.

Erfurter Sortimentsliste

Die Erfurter Sortimentsliste ist Bestandteil des Einzelhandelskonzeptes der Stadt Erfurt, Fort-
schreibung mit Fassung 2017 am 10.04.2019 beschlossen (Drucksache Nr. 1772/17) und orts-
ublich bekanntgemacht am 17.05.2019 mit dem Amtsblatt der Landeshauptstadt Erfurt Nr. 9
erarbeitet durch das Biiro Junker & Kruse, Stadtforschung und Planung, Dortmund. Sie ist ein-
sehbar und erwerbbar im Bauinformationsbiiro der Stadtverwaltung der Landeshauptstadt
Erfurt, WarsbergstralRe 1, 99092 Erfurt. Die hier dargestellte Liste dient ausschlieBlich der

Vorabinformation.

Zentrenrelevante Sortimente

Nahversorgungsrelevante Sortimente

Apothekenwaren
Schnittblumen
Drogeriewaren

Getrdanke
Nahrungs- und Genussmittel
Zeitungen / Zeitschriften

(Sonstige) zentrenrelevante Sortimente

Anglerartikel

Augenoptik

Bastel-, und Kiinstlerartikel

Bekleidung

Blicher

Campingartikel

Computer und Zubehor

Elektrokleingerate

Elektronik und Multimedia

Fahrrader und technisches Zubehor
Fotoapparate, Digitalkameras und Zubehor
Glas / Porzellan / Keramik
Handarbeitsbedarf /Kurzwaren / Meterware
Stoffe /Wolle

Haushaltswaren

Heimtextilien, Dekostoffe, Haus- und Tisch-
wasche

Horgerdte

Jagdartikel, Waffen und Zubehor
Kunstgewerbe, Bilder, Bilderrahmen
Lederwaren / Taschen / Koffer / Regenschirme
Medizinische und orthopddische Artikel
Musikinstrumente und Zubehor

Papier, Blroartikel, Schreibwaren
Parfimerie- und Kosmetikartikel
Sammlerbriefmarken und -minzen
Schuhe

Spielwaren

Sportartikel /-kleingerdte
Sportbekleidung

Sportschuhe

Uhren / Schmuck

Alle anderen Sortimente gelten als nicht-zentrenrelevant:

Beispiele fiir nicht-zentrenrelevante Sortimente:

Bauelemente, Baustoffe6
Baumarktspezifisches Sortiment
Bettwaren / Matratzen7
Blromaschinen14
ElektrogroRgerate15
Erotikartikel

Gartenartikel / -gerate9

Kajaks, Boote und Zubehor

Kfz- und Motorradhandel

Kinderwagen

Lampen und Leuchten, Leuchtmittel
Mobel12

Pflanzen / Samen

Rollladen / Markisen

Reitartikel (ohne Bekleidung und Schuhe)
SportgrolRgerdte13
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Kamine / Kacheléfen / Heizungen Teppiche (Einzel- und Rollware), Bodenbelage

Kfz-, Caravan- und Motorradzubehor10, 11, Zoologische Artikel, Heimtierfutter, Hygie-

Motorradbekleidung neartikel fur Heim- und Kleintiere, lebende
Tiere

Ausnahme fir Annexhandel Festsetzung 1.1.2

Da besondere stadtebauliche Grinde dies rechtfertigen, werden durch die Festsetzung 1.1.1
zukinftig grundsatzlich alle Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten Sortimenten aus-
geschlossen. Im Rahmen einer ausnahmsweisen Zuldssigkeit sollen im Zusammenhang mit
Handwerks- oder Gewerbebetrieben untergeordnete Verkaufsflachen gem. Festsetzung 1.1.2
zugelassen werden.

Diese Ausnahmereglung fir den so genannten untergeordneten Annexhandel hat sich in der
sozialen und 6konomischen Realitdt etabliert. Das Merkmal der untergeordneten Verkaufsfla-
che fullt auf den Begriff der Unterordnung des § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO. Die angebotenen Wa-
ren missen einen Sachbezug zu der Hauptgewerbetdtigkeit auf dem Betriebsgrundstiick vor-
weisen kdnnen, so dass sie ein bloRes ,Anhangsel der Hauptnutzung® sind, die Hauptnutzung
also ihre pragende Wirkung verbleibt.

Ausschluss von Beherbergungsbetrieben Festsetzung 1.1.3

Betriebe des Beherbergungsgewerbes als Unterart der Gewerbebetriebe aller Art sind ausge-
schlossen, da eine Entwicklung des Gebietes zu einem Bereich mit Hotels, Pensionen, Ferien-
hduser, Ferienappartements oder Ferienzimmer stadtebaulich aufgrund der allgemeinen pla-
nerischen Konzeption fiir das Gewerbegebiet, wie oben beschrieben, nicht erwiinscht ist und
anderen geeigneten Bereichen der Stadt vorbehalten bleiben soll.

Ausschluss von Schank- und Speisewirtschaften Festsetzung 1.1.4

Der Ausschluss erfolgt mit dem Ziel des Schutzes der zentralen Bereiche insgesamt und insbe-
sondere, um die Attraktivitat der Innenstadt und der weiteren zentralen Versorgungsbereiche
zu erhalten und zu stdarken. Dies ist ein stadtebaulich motiviertes Ziel.

Nach § 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB ist bei der Aufstellung der Bebauungsplane die Erhaltung und
Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche zu berticksichtigen.

Es konnen damit solche Nutzungen ausgeschlossen werden, die nachweislich nach den spezi-
fischen ortlichen Gegebenheiten in der Landeshauptstadt Erfurt fir die Erhaltung und Ent-
wicklung der faktischen und konzeptionell festgesetzten zentralen Versorgungsbereiche von
Bedeutung sind.

Die Attraktivitat des Erfurter Stadtzentrums erwdchst aus der Kombination einer historischen
Stadtstruktur mit hoher Aufenthaltsqualitat sowie kulturellen und gastronomischen Angebo-
ten in einer reich strukturierten Einzelhandelslandschaft. Die gastronomische Vielfalt in der
Innenstadt ist ein notwendiges Element im Wechselspiel von touristischen Attraktionen, Ein-
zelhandel und dem Ruhe- und Freizeitbeddirfnis der Besucher der Landeshauptstadt Erfurt und
der eigenen Bevdlkerung.

In der naheren Umgebung des Plangebietes befinden sich bereits diverse Kfz-affine Gastro-
nomie (Drive-Inns) bzw. Betriebe der sog. Erlebnisgastronomie. Durch weitere Ansiedlungen
gastronomischer Einrichtungen kann die Zentralitat der Altstadt in puncto Gastronomie ge-
schwdcht werden, weswegen weitere gastronomische Betriebe im Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes LIN587, auf solche zusatzlichen gastronomischen Betriebe beschrankt werden,
die der Gebietsversorgung dienen und keinen Konkurrenzdruck auf die Innenstadt ausiiben.
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Mittels Einzelfallprifung wird geprift, inwieweit die Voraussetzungen fur die Erteilung der
genannten Ausnahmen gegeben sind.

Ausschluss von Bordellen Festsetzung 1.1.5

Die allgemein zuldssigen Bordelle als Unterart der Gewerbebetriebe aller Art werden im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes ausgeschlossen. Diese Nutzungen sind im Plangebiet zum
einen aus stadtebaulicher Sicht nicht erwilinscht zum anderen widersprechen sie dem zukinf-
tigen Entwicklungsziel des Gewerbegebietes. Ferner sollen mogliche Spannungen vermieden
werden, die aufgrund von Betriebsablaufen auch in der Nacht zu unerwiinschten nachtlichen
Ruhestorungen in den angrenzenden Wohngebieten fiihren kénnen.

Ausschluss von Photovoltaikanlagen Festsetzung 1.1.6

Photovoltaikanlagen als Nebenanlagen von zuldssigen Nutzungen z. B. auf Gewerbebauten
oder als Testfldche von Forschungs- und Produktionseinrichtungen sind nach der Festsetzung
uneingeschrdnkt zuldssig. Gegenstand der Festsetzung sind eigenstdndige Photovoltaikanla-
gen.

Mit der Festsetzung soll die Zweckentfremdung gut erschlossener Gewerbefldchen durch
ebenerdige flaicheneinnehmende Photovoltaikanlagen als Hauptanlagen vermieden werden.
Derartige Flachen sind im Stadtgebiet nur beschrankt vermehrbar.

Fir Photovoltaikanlagen bestehen im Stadtgebiet anderweitige geeignete Flachenangebote.
Diese sind unter anderem in der gesamtstddtischen Untersuchung "Ermittlung geeigneter
Brachfldchen fir eine Freifldchen-PV-Nutzung in Erfurt" unter der Federfihrung des Umwelt-
und Naturschutzamtes erfasst.

Die Doppelnutzung gewerblicher Flachen zum einen zur Ansiedlung eines Betriebes zum an-
deren zur zusatzlichen Ausnutzung fur Photovoltaikanlagen hingegen soll im Sinne eines
sparsamen Umgangs mit Grund und Boden gleichwohl ermoéglicht werden.

Ausschluss und Ausnahme fiir Tankstellen Festsetzung 1.1.7

Aus schon genannten stddtebaulichen Griinden zur Charakteristik der Gewerbeflachen und
um eine stddtebauliche Haufung zu vermeiden, werden die allgemein zuldssigen Tankstellen
mit Ausnahmevorbehalt im Gewerbegebiet GE 2 festgesetzt.

Aufgrund der GroRe des Plangebietes ware bei mehr als einer Tankstelle der Gebietszweck,
kleinere und mittlere Gewerbebetriebe anzusiedeln, gefahrdet. Daruber hinaus ist bereits
eine Vielzahl von Tankstellen in den angrenzenden Plangebieten entlang der Weimarischen
Stralle vorhanden.

Ein weiterer Ausschlussgrund fur Tankstellen im GE 1 ist die gegeniberliegende schutzwr-
dige Wohnbebauung an der Henne.

Ausschluss von Vergniigungsstatten Festsetzung 1.1.8

Gem. § 1 Abs. 9 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 6 BauNVO werden Festsetzungen getroffen, dass ein-
zelne Ausnahmen, die in den Baugebieten nach den §§ 2 bis 9 und 13 BauNVO vorgesehen
sind, nicht Bestandteil des Bebauungsplanes werden.

Die ausnahmsweise zuldssigen Vergnigungsstatten werden im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes ausgeschlossen. Da diese Nutzungen im Plangebiet aus stddtebaulicher Sicht
nicht erwinscht sind und dem zukinftigen Entwicklungsziel des Gewerbegebietes nicht ent-
sprechen. Ferner sollen mogliche Spannungen in der Nachtzeit vermieden werden.
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Aufgrund ihrer nachtlichen Frequenz und der Nahe zu den angrenzenden Wohnnutzungen in
den Gewerbegebieten kann es zu unerwiinschten nachtlichen Ruhestérungen aus deren Be-
triebsablaufen heraus kommen.

Sondergebiet SO-BGM

Zeichnerische Festsetzung i. V. m. textlicher Festsetzung 1.2.1: sonstiges Sondergebiet Bau-
und Gartenmarkt

Das sonstige Sondergebiet Bau- und Gartenmarkt dient der Unterbringung von Bau- und Gar-
tenfachmarkten. GemalR der Festsetzung 1.2.1 sind Bau- und Gartenfachmdrkte mit Stell-
platzanlage und Anlieferung, sowie Verkaufsraumen und betrieblichen Werkstadtten, z. B. eine
Holzwerkstatt fir den Zuschnitt des zum Verkauf stehenden Holzes, zuldssig. Weiterhin sind
Lager-, Verwaltungs-, Sozial- und Technikrdume, sowie weitere Nebenrdume innerhalb des
Sondergebiets zuldssig, die dem Bau- und Gartenmarkt zuzuordnen sind.

Der geplante Bau- und Gartenmarkt ist ein groRflachiger Einzelhandelsbetrieb von dem Aus-
wirkungen auf die Raumordnung und Landesplanung, sowie die stddtebauliche Entwicklung,
im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO zu erwarten sind. Die Festsetzung eines sonstigen Sonder-
gebiets fur GroRflachigen Einzelhandel (§ 11 Abs. 3 Nr. 2) ist geboten, da sich der zuklnftige
Standort des Bau- und Gartenmarktes nicht in einem Kerngebiet befindet. Die zukinftige
Zweckbestimmung wurde als Bau- und Gartenmarkt festgesetzt, die zuldssigen Nutzungen
werden mittels Festsetzungen zur Art der Nutzung und differenzierten Regelungen zur Ver-
kaufsflache, definiert.

Zuldssige Verkaufsflidchen Festsetzungen 1.2.2,1.2.3,1.2.4und 1.2.5

Im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO ist fur Einzelhandelsbetriebe, die sich nach Art, Lage oder
Umfang auf die Verwirklichung der Ziele der Raumordnung und Landesplanung oder auf die
stadtebauliche Entwicklung und Ordnung nicht nur unwesentlich auswirken kénnen, ab einer
Regelvermutungsgrenze von ca. 1.200 m* Geschossflache die GroRflachigkeit anzunehmen
und die Festsetzung eines Sondergebietes erforderlich.

Zur Sicherstellung der Ziele der Raumordnung und Landesplanung und der stddtebaulichen
Entwicklung wurde eine stadtebauliche Vertraglichkeitsstudie fir die Festsetzung eines Bau-
und Gartenfachmarktes mit einer Gesamtverkaufsfldche von 17.498 m? durchgefiihrt. ’

Das Gutachten kommt zum Ergebnis, dass wesentliche Beeintrachtigungen der Funktionsfa-
higkeit anderer Orte oder auf die verbrauchernahe Versorgung der Bevolkerung sowie wesent-
liche Auswirkungen gegen den Bestand durch das Planvorhaben mit hoher Wahrscheinlich-
keit nicht zu erwarten sind.

Das Planvorhaben ist mit dem Zielsystem sowie mit der Matrix zur raumlichen Einzelhan-
delsentwicklung und deren textlichen Ausfihrungen des Regionalen Einzelhandelskonzeptes
Mittelthiringen vereinbar. Zusatzlich wird das gemall dem Regionalen Einzelhandelskonzept
Mittelthiringen vorgesehen Moderationsverfahren durchgefiihrt.

Fur die vertragliche Sortimentsstruktur werden Festsetzungen zu Art und Umfang von Ver-
kaufsflachen, d. h. von sortimentsweisen, maximalen Verkaufsflachenobergrenzen sowie ei-
ner Obergrenze fur die Gesamtverkaufsflache, unter Zugrundelegung der Erfurter Sortiments-
liste® formuliert.

"siehe Anlage 3.8
8 siehe auch Festsetzung 1.1.1
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Die zuldssige Verkaufsflache wird durch die textliche Festsetzung 1.2.2 auf 17.498 m® be-
grenzt. Die Mindestverkaufsflache der zuldssigen Bau- und Gartenmdrkte wird mit 15.000 m?
festgesetzt. Damit wird das stddtebauliche Ziel gestitzt, einen groBen Bau- und Gartenmarkt
an dieser Stelle unterzubringen. Fur Bau- und Gartenmdrkte mit Verkaufsflachen unter 15.000
m?* Vkfl. standen laut Alternativenpriifung andere Flachen zur Verfligung. Die Entscheidung
fur den Standort fiel auf Grund der der hohen Flachenverfiigbarkeit fir einen grofen Bau-
markt mit Drive-In. Diese Entscheidung traf der Stadtrat mit der Anderung des Aufstellungs-
beschlusses zu vorliegendem Bebauungsplan.

Die festgesetzten maximalen Verkaufsflachen fir zentrenrelevante Sortimente je Bau- und
Gartenmarkt dienen dem Schutz der zentralen Versorgungsbereiche Hauptzentrum Altstadt
und Nebenzentrum Magdeburger Allee. Die zuldssige Verkaufsfldche nahversorgungsrelevan-
ter und sonstiger zentrenrelevanter Sortimente betrdgt, in Summe rund 680 m?, deutlich we-
niger als 10 % der geplanten Gesamtverkaufsflache des geplanten Bau- und Gartenmarktes .

Die Festsetzung 1.2.3 dient der Differenzierung der Verkaufsflachenstruktur, die Tabellen
benennen die maximal moglichen Verkaufsflachen fur die einzelnen Sortimente je Bau- und
Gartenmarkt. Vor dem Hintergrund saisonaler wie auch langfristiger Verdnderungen und An-
passungen der Sortimentsstruktur wurden die im Konzept der Fa. BAUHAUS enthaltenen Ver-
kaufsflachen in der stadtebauliche Vertrdglichkeitsstudie einem Flexibilisierungsansatz /+
20 % - versehen. Die daraus resultierenden maximalen Verkaufsfldchen der einzelnen Sorti-
mente sind in der Festsetzung dargestellt.

Ein starres Sortimentskonzept ohne Flexibilisierungsansatz wirde letztlich nicht den Anfor-
derungen an einen zukunftsfahigen B-Plan entsprechen. Trotz dieses Flexibilisierungsansat-
zes darf jedoch weder die Gesamtverkaufsflache des geplanten Bau- und Gartenmarktes von
17.498 m? noch die Verkaufsflache zentrenrelevanter Sortimente insgesamt von 680 m? liber-
schritten werden.

Zuldssige Schank- und Speisewirtschaft Festsetzung 1.2.6

Als zulassige Nebennutzung wird eine im Eingangsbereich des Baumarkts integrierte Ver-
kaufsstelle fur Backwaren mit Café/Bistro bis zu einer maximalen Bruttogeschossflache von
200 m? einschlieBlich Nebenflachen moglich sein. Diese Nutzung ist regelmdRig in Vorberei-
chen eines Bau- und Gartenmarkts anzutreffen und mit der Hauptnutzung zu vereinbaren.

Larmkontingentierung, Festsetzungen zum Schallschutz

Textliche Festsetzungen 1.3

Um ein konfliktfreies Nebeneinander von Gewerbe und schutzbedurftigen Nutzungen zu ge-
wahrleisten werden die ausgehenden Gerduschemissionen innerhalb des Geltungsbereiches
eingeschrankt festgesetzt bzw. kontingentiert.

Die Gewerbegebiete GE 1 und GE 2 und das Sondergebiet SO-BGM werden kiinftig hinsichtlich
der zuldssigen Gerduschemissionen eingeschrankt festgesetzt. Zu diesem Zweck werden die
Gebiete gem. § 1 (4) Nr. 2 BauNVO nach den Emissionseigenschaften von Betrieben und Anla-
gen gegliedert. Damit ist eine konfliktfreie Nutzung der Gewerbe- und Sondergebietsflachen
in Nachbarschaft zu den vorhandenen schutzbedirftigen Gebieten (insbesondere der Wohn-
bauflachen) gewahrleistet.

Es werden maximal zuldssige Emissionskontingente LEK in dB(A) fiir die gewerblich genutz-
ten Flachen festgesetzt, deren Einhaltung im bau- bzw. immissionsschutzrechtlichen Geneh-
migungsverfahren von der Genehmigungsbehdrde Uberprift und in Bau- bzw. Betriebsge-
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nehmigungen aufgenommen werden. Der Nachweis Uber die Zuldssigkeit von Vorhaben ist
auf Grundlage von Formel 6 oder Formel 7 in Abschnitt 5 der DIN 45691:2006-12 Gerdusch-
kontingentierung zu fuhren.

So kann gewdhrleistet werden, dass auch im Zusammenwirken aller Gerauschemittenten kei-
ne schddlichen Umwelteinwirkungen durch Gerdusche an schiitzenwerter Bebauung eintreten
werden.

Im Verfahren zum Bebauungsplan wurde eine Schallimmissionsprognose Stand 19.08.2020,
Anlage 3.8) erarbeitet. Die Festsetzungen zum Schallschutz dienen den Schutzanforderungen
der ndrdlich angrenzenden Wohnbebauung und der sonstige Umgebung des Plangebietes.

GemdR Festsetzung 1.3.1 sind innerhalb des Geltungsbereichs nur Vorhaben (Betriebe und
Anlagen) zulassig, deren Gerdusche die folgend aufgefihrten Emissionskontingente nach DIN
45691: 2006-12 Gerduschkontingentierung weder am Tag (06:00 Uhr bis 22:00 Uhr) noch
nachts (22:00 Uhr bis 06:00 Uhr) Uberschreiten.

Flache Emissionskontingente
LEK in dB(A)
Tag Nacht
GE1 60 43
GE2 62 48
SO 61 45

Fur die im Bebauungsplan textlich und zeichnerisch festgesetzten Richtungssektoren Aund B
erhéhen sich die Emissionskontingent LEK um die in der Tabelle dargestellten Zusatzkontin-
gente:

l Bezugspunkt | Zusatzkontingent
Teil- .
e.A] RiChtUﬂgSSEktOF Rechtswert |-EK,zus,k n dB(A)
flache Sl

Hochwert Tag Nacht

GE1 4435855,286
A-64° bis 244°

5649733,862
GE1 4436017,001
A—64°bis 244°

5649814,449
GE2 4436123,909 | 5 5
B-54°bis 234°

5649864,358

SO- 4435903,119
A - 64° bis 244°
BGM 5649668,905

Der Bezugspunkt der Kontingentierung fur den Richtungssektor sind die Gauss-Kriiger-
Koordinaten. Die Gradzahl des Sektors steigt im Uhrzeigersinn beginnend bei 0° im geogra-
phischen Norden. Der Nachweis Uber die Zuldssigkeit eines Vorhabens ist auf Grundlage von
Abschnitt 5, Formel 6 oder Formel 7, DIN 45691:2006-12 Gerauschkontingentierung zu fuh-
ren.
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Durch die Festsetzung der Richtungssektoren in Verbindung mit der Kontingentierung der
zuldssigen Emissionen wird das Plangebiet gem. & 1 Abs. Nr. 2 BauNVO nach den Eigenschaf-
ten von Betrieben und Anlagen gegliedert. Auf diese Weise wird eine vertragliche Nachbar-
schaft von gewerblichen Nutzungen einerseits und Wohnnutzungen andererseits auf Dauer
sichergestellt.

Daruber hinaus wird sichergestellt, dass im Zusammenwirken aller gewerblich genutzten Fla-
chen die schalltechnischen Orientierungswerte an den ndchstgelegenen Wohnhdusern der
angrenzenden Wohngebiete nicht Uberschritten werden.

Die Einhaltung der maximal zuldssige Emissionskontingente (in dB(A)) fur die gewerblich
genutzten Flachen wird im bau- bzw. immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren
von der Genehmigungsbehorde Uberpriift und muss in Bau- bzw. Betriebsgenehmigungen
aufgenommen werden. So kann langfristig gewahrleistet werden, dass auch im Zusammen-
wirken aller Gerduschemittenten keine schdadlichen Umwelteinwirkungen durch Gerdusche an
schitzenwerter Bebauung eintreten werden.

Die Gliederung des Plangebiets innerhalb der Schallimmissionsschutzprognose resultiert aus
der ehemaligen Gliederung des Planungsburos des ErschlieRungstragers. Die Gliederung des
Gutachters ist somit nicht als Gliederung vergleichbar mit einem gutachterlichen Ergebnis
zu sehen ist, die Unterteilung des Plangebiets in 4 Teilflachen wurde von den Auftraggebern
vorgegeben.

Nordlich der PlanstralRe waren zwei Gewerbegebiete geplant. Im Laufe der Planungen wurden
beide Gewerbegebiete, TF 1 und TF 2 in der Schallimmissionsschutzprognose, zu einem Ge-
werbegebiet (GE 1) zusammengefasst. Aus planerischer Sicht ist die Festsetzung von zwei
Teilflachen (TFO1 und TFO2) im nérdlichen Gewerbegebiet (GE 1) nicht notwendig, da der Re-
gelungsinhalt sich nicht unterscheidet.

Die Ergebnisse der Schallimmissionsschutzprognose wurden fur das GE 1 zusammengefasst.
Die Zusammenfassung ist unkritisch da sich die Festsetzungen zum Schallschutz fir beide
Teilgebiete gleichen.

Der Bezugspunkt (Rechtswert; Hochwert) fur die Teilflache 2 wurde nicht festgesetzt, da der
Bezugspunkt von Teilflache 1 auch fiir Teilflache 2 funktioniert. Der festgesetzte Bezugspunkt
ist lediglich ein Punkt auf dem Richtungssektor A, da beide Teilbereiche auf den festgesetzten
Richtungssektor A orientieren kann ein beliebiger Bezugspunkt auf dem Sektor innerhalb des
Geltungsbereichs des vorliegenden Bebauungsplans genutzt werden.

Gebietsiibergreifende Larmkontingentierung

Die Festsetzung von Emissionskontingenten hat ihre Ermachtigung nach § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr.
2 BauNVO. Das Gewerbegebiet ist nur dann im Sinne der Vorschrift gegliedert, wenn es in ein-
zelne Teilgebiete mit verschieden hohen Emissionskontingenten zerlegt wird. Das setzt vo-
raus, dass es im Gewerbegebiet ein Teilgebiet ohne Emissionsbeschrankung oder, was auf
dasselbe hinauslauft, ein Teilgebiet geben muss, das mit Emissionskontingenten belegt ist,
die jeden nach § 8 und § 9 BauNVO zuldssigen Betrieb ermoglichen.

Die Wirksamkeit einer gebietsibergreifenden Gliederung von Gewerbegebieten nach § 1 Abs.
4 Satz 2 BauNVO ist alternativ zwischen festgesetzten Gewerbegebieten im Gemeindegebiet
zuldssig. Das setzt allerdings einen darauf gerichteten planerischen Willen der Gemeinde
voraus, der in geeigneter Weise, z.B. in seiner Begriindung zu dokumentieren ist. (vgl. Urteil
BVerwG 4. Senat 07.12.2017 4 CN 7/16)
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Eine Gliederung im Geltungsbereich des Bebauungsplanes wurde im Rahmen der schalltech-
nischen Untersuchung als nicht zweckmaRig verworfen. Der Schutz der schutzwiirdigen Nut-
zungen wird durch die gleichmdRige Larmkontingentierung in gleiche Weise erzielt.

Aufgrund der Lage im Stadtgebiet zu schutzwirdigen Nutzungen (An der Henne) war es nicht
sinnvoll, einen Teilbereich ohne Emissionskontingente festzusetzen und damit in einem
Teilbereich ohne Einschrankung jeden nach § 8 und § 9 BauNVO zuldssigen Betrieb zu ermog-
lichen.

Mit dem einheitlich abgesenkten Larmkontingent kann die angestrebte gewerbliche Nutzung,
sowie des Sondergebiets auf allen Flachen gleichmdRig gewahrleistet werden, was der stdd-
tebaulichen Konzeption der Stadt entspricht.

Es wird deshalb von der Zuldssigkeit einer gebietsiibergreifenden Gliederung von Gewerbe-
gebieten nach § 1 Abs. 4 Satz 2 BauNVO Gebrauch gemacht.

Mit der Billigung der Begriindung des Bebauungsplanes dokumentiert der Stadtrat seinen
Willen, eine gebietsiibergreifende Gliederung des Bebauungsplanes zu anderen Bebauungs-
planen im Stadtgebiet mit Gewerbegebietsfestsetzungen vorzunehmen.

Die Voraussetzungen fur eine gebietsibergreifende Gliederung sind gegeben, da in der Lan-
deshauptstadt Erfurt eine Vielzahl von Bebauungspldanen mit Gewerbegebietsfestsetzungen
in Kraft getreten ist, die im Sinne der Anforderungen entweder verschieden hohe Larmkontin-
gente festsetzen und/oder keine Larmkontingentierung vornehmen.

Folgende Bebauungsplane im Stadtgebiet sind ohne Larmkontingentierung:

Gewerbegebiete gem. § 8 BauNVO:

EFS034 Weimarische Stralle Teilgebiet 2

HOS527 Nordwestlich der Bunsenstralle

HOS536 Gewerbegebiet Hugo-John-StralRe

HOS597 Gewerbegebiet Schwerborner StraBe

ILV534 Gewerbegebiet ndrdlich Salinenstralie

JOV569 Eugen-Richter-Stralle und Heckerstieg/SchlachthofstraRRe
JOV592 Eugen-Richter-StralRe/LadestralRe

LIA278 Auf der groRen Mihle/Hinter den Wanden

VIE342 und VIE343 Vor den Streichteichen

2.2 Mal der baulichen Nutzung

und der maximalen Hohe (OK max) in der Planzeichnung

Das MaR der baulichen Nutzung wird durch die zeichnerischen Festsetzungen der Grundfla-
chenzahl (GRZ) und der maximalen Hohe (OK max) in der Planzeichnung bestimmt.

Grundflachenzahl (GRZ)

Festsetzungen der Grundfldachenzahl (GRZ)

Fir die Gewerbegebiete GE1 und GE2 und das sonstige Sondergebiet SO-BGM werden mit der
festgesetzten Grundflachenzahl von 0,8 die zuldssigen Obergrenzen zur Bestimmung des Ma-
Res der baulichen Nutzung gemaR § 17 Abs. 1 BauNVO festgesetzt. Uberschreitungen sind
durch den § 19 Abs. 4 BauNVO geregelt.
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Hohe der Gebaude

Festsetzung der maximalen Hohe der Gebdude (OK max) i. V. m textlicher Festsetzung 2.1

Die Hohe der Gebdude (OK max.) wird fir die Gewerbegebiete GE 1 auf max. 14 m, das GE 2
auf max. 15 mund das SO BGM max. 15 m festgesetzt. Die Gebdudehohe ist aus klimatischen
Grinden ist begrenzt. Kaltluftbahnen in die Stadt hinein, die die Stadt mit Frischluft versor-
gen, wirden durch eine hohere Bebauung blockiert.

Die Festsetzung einer Oberkante bezieht sich auf das hochsten das Orts- oder Landschaftsbild
noch mit prdgende Bauteil (z. B. Attika, Dachfirst, Fahrstuhlschacht, Turmspitze). technische
Aufbauten in untergeordneter Dimension (wie Antenne und Schornsteine) kénnen daruber
hinausragen.

Als Bezugshohe der baulichen Anlagen ist die Oberkante der Planstralle A festgesetzt. Diese
beginnt an der Henne und ist auf einer Hohe von 230,00 NHN geplant. Die Planstralle A endet
innerhalb des Wendekreises auf einer geplanten Hohe von 228,85 NHN.

2.3 Bauweise, Baugrenzen und liberbaubare Grundstiicksflache

Zeichnerische Festsetzungen i. V. m. textlicher Festsetzung 3.1

Fir das Gewerbegebiet wird eine abweichende Bauweise (a) mit zuldssigen Gebdudelangen
groBer als 50 m festgesetzt, um zeitgemalen Gewerbebauten und lhren Fldchenanspriichen
Rechnung tragen zu konnen. Der notwendige Grenzabstand ist einzuhalten.

Die Uberbaubare Grundsticksflache wird in der Planzeichnung durch Baugrenzen bestimmt.
Die einzelnen Baufelder der Gewerbegebiete GE 1 Und GE 2 sind zur maximalen Flachenaus-
nutzung und -aufteilung groRkflachig bis auf 5,0 m Abstand zur StraRenbegrenzungslinie an
den offentlichen Verkehrsfldchen zugewandten Seiten festgesetzt. Zu den Ausgleichs- und
Pflanzflachen werden ausreichende Abstdnde fir die Wurzelentwicklung der zu pflanzenden
Bdume geplant.

Innerhalb des SO BGM ist ein Baufeld fir den Bau- und Gartenmarkt und eine Flache fur die
zugehorigen Stellplatze festgesetzt. Das Baufeld ermdglicht die Verwirklichung des aktuellen
Entwurfs zur Errichtung des Bau- und Gartenmarktes.

Das Baufeld liegt so, dass die Stellplatzanlage an der Weimarischen Strale liegt. Das Gebdude
bildet den Abschluss des Geltungsbereichs in nord-6stlicher Richtung. Ein Teil des zuklnfti-
gen Bau- und Gartenmarktes schirmt die Wohnhduser von der Stellplatzanlage ab.

2.4  Nebenanlagen, Stellplatze und Garagen

Zeichnerische Festsetzungen i. V. m. textlichen Festsetzungen 4.1 und 4.2

Oberirdische Stellplatze und oberirdische Garagen sind aulRerhalb der Uberbaubaren Grund-
stucksflache oder der dafir festgesetzten Flache fir Nebenanlagen und Stellpldatze St nicht
zuldssig, damit wie schon bei den Nebenanlagen, wirksame Grunflachenanteile im Plangebiet
erhalten bleiben.

Nebenanlagen (§ 14 (1) BauNVO) sind auBerhalb der Gberbaubaren Grundstiicksfldchen nicht
zuldssig, damit wirksame Grunflachenanteile im Plangebiet erhalten bleiben. Innerhalb der
Flache fur Stellpldtze sind Nebenanlagen zuldssig, da dort Nebenanlagen in Sinne des Be-
triebs des Bau- und Gartenmarktes geplant sind. Dazu gehoren Uberdachungen fur Einkaufs-
wagen und Prdsentationsflachen, z. B. fiir Gartenschuppen, sofern diese die maximale Ver-
kaufsflache von 17.489 m? nicht tiberschreiten.
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2.5 Ein- und Ausfahrten und der Anschluss anderer Fldchen an die Verkehrsfldchen

Zeichnerische Festsetzungen i. V. m. textlicher Festsetzung 5.1

Laut Festsetzung 5.1 sind je Baugrundstiick bei einer StraBenfrontlange bis 25 m eine Zufahrt
und bei einer StraRenfrontlange tber 25 m zwei Zufahrten mit einer Zufahrtsbreite von bis zu
6,0 m zur Planstralle A zuldssig. Die Festsetzung dient einer weitestgehend einheitlichen Ge-
staltung eines geschlossenen Stralenraumes, der nicht durch zu viele Zufahrten zergliedert
wird.

Die GrundstuickserschlieBung soll iberwiegend liber einen gebietsinterne Erschliefungsstich,
die PlanstralBe A, hergestellt werden. Durch zeichnerische Festsetzung "Bereiche ohne Ein-
und Ausfahrt" soll verhindert werden, dass die Strallen "An der Henne" und "Am Tonberg" zur
GrundstickserschlieRung genutzt werden konnen.

Flr das Sondergebiet Bau- und Gartenmarkt ist an der Weimarischen StraRe eine weitere Zu-
fahrt moglich. Diese kann nur Uber die rechte Spur der Weimarischen Stralle aus 0Ostlicher
Richtung kommend eingefahren werden und in Richtung Innenstadt, westlich, ausgefahren
werden. Diese zusadtzliche Zufahrt verbessert die Erreichbarkeit der 6stlichen Gewerbefldachen.
Die Verkehrswirksamkeit des Knotenpunktes ist laut der Verkehrstechnischen Untersuchung
mit 1.220 Kfz/24 h bzw. 110 Kfz/h und 80 Rad/24 h gegeben. Die ZweckmaRigkeit des neuen
Knotenpunktes ,Zufahrt Gewerbe" (Teilknotenpunkt auf der Nordseite der Weimarischen
Stralle) ist somit nachgewiesen.

Abbildung 3: Planungsskizze Ein- und Ausfahrt mit Abbiegespur (ohne MaRstab)
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Um die Verkehrsqualitat an der folgenden Ampelkreuzung, An der Henne, nicht zu beeintrach-
tigen ist die Planung und Herstellung eines Teilknotenpunktes. Dieser wird einseitig nur auf
der Nordseite mit entsprechenden Fahrbeziehungen (ohne Mittelstreifentiberfahrten, also
nur rechts rein/rechts raus) ausgebildet.

Durch die neue Zu- und Ausfahrt wird die Verkehrssicherheit des parallel gefiihrten Radver-
kehrs beeintrdchtigt. Die Verkehrstechnische Untersuchung empfiehlt eine Signalisierung der
Einmundung und Einbeziehung in die LSA-Koordinierung der Weimarischen Stralle um eine
hohe Verkehrssicherheit fiir den Kfz- und Radverkehr zu erreichen.

Die Planungen der Abbiegespur erfolgt aullerhalb des Bebauungsplanverfahrens. Im Rahmen
der Detailplanung werden die genaue Lage und Ausbildung des Teilknotenpunktes sowie die
verkehrstechnische Ausristung festgelegt. Die Planung des Teilknotenpunktes wird innerhalb
des stadtebaulichen Vertrags mit dem ErschlieRungstrager festgelegt

Zusatzlich sind vorhandene StraRenbaume betroffen, diese sollen umgepflanzt werden. Die
Umpflanzung der Bdume und die erforderliche 10-jahrige Nachsorge werden Gegenstand des
Stadtebaulichen Vertrags nach § 11 BauGB.

2.6 Flachen fiir die Riickhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser

Zeichnerische Festsetzung i. V. m. textlicher Festsetzung 6.1

Innerhalb der Flache fir Abwasserbeseitigung ist eine Anlage fiir die Regenrtickhaltung des
Niederschlagswassers der Gewerbegebiete GE1 und GE2 zulassig. Das Regenruckhaltebecken
ist als technisches Bauwerk anzulegen und entsprechend textlicher Festsetzungen 9.4 und 9.5
zu begriinen.

Zur Entsorgung des Regenwassers in den Linderbach ist ein Regenrickhaltebecken notwendig.
Dieses soll ein technische Bauwerk werden und gleichzeitig dem Ausgleich und Ersatz der
Eingriffe in den Naturhaushalt dienen. Daher ist es in die Bilanzierung eingegangen. Zur Ein-
bindung in den Landschaftsraum soll es naturnah gestaltet werden.

2.7  Verwendungsverbot bestimmter luftverunreinigender Stoffe

Textliche Festsetzung 7.1

GemdR Festsetzung 7.1_ist die Verwendung fester und flussiger Brennstoffe in Feuerungsan-
lagen nicht zuldssig. Dies schlielt explizit den Betrieb offener Kamine gem. § 2 Nr.12 der
BImSchV (Verordnung uber kleine und mittlere Feuerungsanlagen) ein.

Das Plangebiet liegt in einer Klimaschutzzone 2. Ordnung, die grolRe Bedeutung fur die Kalt-
luftentstehung und die Zufuhr kalter unbelasteter Luftmassen in das tiefer gelegene Erfurter
Stadtgebiet hat. Das Verwendungsverbot fur feste und flissige Brennstoffe dient der Mini-
mierung der Freisetzung von Luftschadstoffen, sodass nennenswerte Schadstoffeintrage in
die unbelasteten Kaltluftstrome unterbunden werden.

Im Stadtgebiet Erfurt wurde in den zuriickliegenden Jahren der PMy, - Tagesmittelgrenzwert
an mehr als den zuldssigen 35 Tagen eines Kalenderjahres sowie der NO,-Jahresmittelwert an
den Belastungsschwerpunkten Uberschritten. Die hochsten Werte wurden innerhalb der
Heizperioden ermittelt. Mit festen und flissigen Brennstoffen betriebene Feuerungsanlagen
tragen zur Belastung dieser Luftschadstoffe bei, weshalb die Reduktion der Hintergrundbe-
lastung um 10 % als Zielstellung in die Luftreinhalteplanung der Landeshauptstadt Erfurt
aufgenommen wurde. Vor diesem Hintergrund ist der konsequente Ausschluss (ohne Aus-
nahmevorbehalt) von festen und flissigen Brennstoffen notwendig.

Amt fiir Stadtentwicklung und Stadtplanung Seite 24 von 36



Begriindung zum Bebauungsplan LIN587 "Am Tonberg" - 2. Entwurf

2.8  Malknahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft

Fir den Bebauungsplan LIN587 "Am Tonberg® wurde ein Grinordnungsplan erstellt. MalRgeb-
lich fir den vorliegenden Griinordnungsplan sind das Artenschutzgutachten, die Begriinungs-
satzung und die Baumschutzsatzung der Stadt Erfurt.

Die diesbezliglichen Festsetzungsvorschldge des Griinordnungsplanes wurden weitestgehend
ubernommen.

Der Ausgleich bzw. Ersatz fur Eingriffe in Natur und Landschaft wird nicht vollkommen im
Plangebiet erzielt, daher werden externe Flachen, die mit dem parallel aufgestellten Bebau-
ungsplanes LOV540 "Behdrdenzentrum am Steiger - Neue Landschaft" als MaBRnahmenflachen
M3D und M3E festgesetzt werden, einbezogen.

Die MaRnahme beinhaltet die Entwicklung einer krduterreichen Wiese einschlieRlich der
Pflanzung von Laubbdumen auf einer bereits entsiegelten Flache im Ubergangsbereich zum
Steigerwald. Die Vertrage zur Bindung des Vorhabentragers an die MaRnahmen liegen der
Stadtverwaltung vor (siehe auch Punkt 2.10).

Innerhalb des Geltungsbereiches sind fur den Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in Natur
und Landschaft gemal Thuringer Bilanzierungsmodell die AusgleichsmalRnahmen M1 bis M4,
M5a und M5b sowie eine Baumallee in der Planstrale und eine Dachbegriinung fir die Ge-
werbebauten bilanziert und festgesetzt.

Mit der Gringestaltung aus den Malknahmen M1 bis M4, sowie M5a und M5b (Streuobstwie-
se) sollen folgende Ziele erreicht werden:

- Fortfuhrung der bisherigen Gestaltung des stralenbegleitenden Griins entlang der "Wei-
marischen StralRe"

- Eingrinung zur Abschirmung der Wohnbebauung "Am Tonberg" Im Norden des Plangebie-
tes

- Schaffung eines eingriinenden Ubergangs zur Ostumfahrung mit Regenriickhaltebecken
- Grungestaltung des Gewerbegebietes selbst.

Zur Anlage der Flachen fir Maknahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft sind am Ende des Grinordnungsplans MaBnahmenblatter angehangen.
Die Bezeichnungen der MaRnahmen unterscheiden sich von den festgesetzten Flachen. Die
festgesetzte Flachen M5a und M5b werden im GOP als MaRnahme M10 gefiihrt, die Flachen
M1, M2, M3 und M4 sind im GOP als MaBnahmen M11, M12, M13 und M14 erldutert.

Textliche Festsetzung 8.1

Aus Grunden der Eingriffsminimierung sollen Wege und befestigte Flachen aus wasserdurch-
lassigen Belagen, d. h. aus versickerungsfahigen Materialien, hergestellt und in den pflanzen-
verfliigbaren Bereich entwassert werden. Das anfallende Niederschlagswasser kann so Uber
den Boden langsam zur Versickerung gebracht werden und steht somit der Grundwasserneu-
bildung zur Verfligung. Wasserdurchldssige Belage konnen Schotterflachen, Schotterrasen,
Rasengittersteine, Rasenwaben, Rasenfugenpflaster oder auch Pflasterflaichen mit offenen
Fugen sein. Der Grad an vollflachiger Versiegelung ist so gering wie moglich zu halten.
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Textliche Festsetzung 8.2

Anfallendes Niederschlagswasser auf Verkehrsflachen ist weitestgehend in geeigneter Weise
auf dem Grundstick zur Versickerung zu bringen bzw. in die angrenzenden Vegetationsfla-
chen zu entwassern. Nicht versickerungsfahiges Niederschlagswasser ist gedrosselt in den
Linderbach einzuleiten. Daflir werden technische Anlagen zur Rickhaltung und Speicherung
erforderlich, die nach Moglichkeit bevorzugt innerhalb der PlanstralRe A anzuordnen sind. Der
auf diese Weise nicht zu drosselnde Niederschlagswasserabfluss ist in einem offenen natur-
nahen Regenriickhaltebecken zuriickzuhalten.

Textliche Festsetzung 8.3

Da mit der Realisierung der Bauvorhaben der Boden unwiederbringlich zerstort wirde, ist der
Oberboden aus Griinden der Eingriffsminimierung in nutzbarem Zustand zu sichern, fachge-
recht zu lagern (gemdR BBodSchG) und vor der Vernichtung oder Vergeudung bis zum Wieder-
einbau zu schiitzen. Der Grad der Versiegelung ist auf das notwenige Mal% zu reduzieren.

Textliche Festsetzung 8.4 und zeichnerische Festsetzung

Die Ver- und Entsorgungsleitungen sind unter befestigten Flachen zu verlegen. Ausnahmen
bilden die zeichnerisch festgesetzten Flachen mit Leitungsrechten. Innerhalb der Leitungsfla-
che L, werden Leitungsrechte zu Gunsten des Entwdsserungsbetriebs der Landeshauptstadt
Erfurt festgesetzt. Innerhalb der Flache L, befinden sich eine Gashochdruckleitung und der
zugehorige Schutzstreifen. Diese Flachen sind frei von Gehdlzen zu halten, um erforderliche
Wartungen und ggf. Havarieschdden zu ermoglichen.

Textliche Festsetzung 8.5

Die Wurzelbereiche aller Baumpflanzungen sind auf einer Flache von mindestens 6 m? von
Versiegelung frei zu halten und durch geeignete Mallnahmen vor Verdichtung durch Betreten
oder Befahren zu schitzen. Fur alle Baumstandorte ist dauerhaft ein Wurzelvolumen von
mindestens 15 m?® bei einer Breite von mindestens 2 m und einer Tiefe von mindestens 1,5 m
zu gewahrleisten. Die Wurzelbereiche sind durch geeignete Malnahmen dauerhaft luft- und
wasserdurchldssig zu erhalten.

Die natirlichen Bodenfunktionen werden durch die Durchwurzelung und Erhdhung der Infilt-
rationsrate verbessert. Ein oberirdisch nicht umsetzbarer Flachenbedarf fiir Baumscheiben, ist
durch unterirdische Wurzelkammersysteme auszugleichen.

Textliche Festsetzung 8.6

Samtliche Dachfldchen des neu gebauten Gewerbegebietes werden mit einer extensiven
Dachbegrinung versehen. Dachbegriinungen haben ein hohes Wasserriickhaltevermogen.
Kleinere Regenereignisse kdnnen komplett gespeichert und anschlieBend durch Verdunstung
der Luft wieder zugefuhrt werden. Starkregenereignisse, die nicht vollstandig gespeichert
werden kénnen, flieBen zeitverzogert in die Entwdsserungsanlage ab. Die begriinten Dachfla-
chen tragen zur landschaftlichen Einbindung des Gebietes in die Umgebung bei und haben
positive Auswirkungen auf das Mikroklima.

Textliche Festsetzung 8.7 und zeichnerische Festsetzung M5a und M5b

Im Norden des Bebauungsgebietes wird eine extensive Wiesenfldche angelegt, auf die heimi-
sche Streuobstbaume im Raster von 10 x 10m blockhaft gepflanzt werden. Das Landschafts-
bild wird aufgewertet. Die Baumpflanzungen werden als neuer Lebensraum fir Wirbellose,
Kleinsduger und Vogel fungieren und tragen aktiv zur Biotopvielfalt bei. Die natirlichen Bo-
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denfunktionen werden durch die Durchwurzelung und Erhéhung der Infiltrationsrate sowie
durch eine dauerhafte Vegetationsdecke verbessert. Mit Leitungs-, bzw. Fahr- und Wegerecht
belegte Flachen dirfen nicht mit Geholzen bepflanzt werden.

Textliche Festsetzung 8.8 und zeichnerische Festsetzung M1

Vorgesehen ist die Pflanzung verschiedener, heimischer Strducher zur dueren Eingriinung
des Plangebietes. Die Heckenstrukturen dienen neben einer optischen Abschirmung der Fla-
che auch der Schaffung und Verbesserung von Lebensrdumen(neue Biotopstrukturen) fur ver-
schiedene Tierarten. Es werden Teillebensraume einer artenreichen Fauna und Flora geschaf-
fen, die natirlichen Bodenfunktionen werden durch die Durchwurzelung und Erhéhung der
Infiltrationsrate sowie durch eine dauerhafte Vegetationsdecke verbessert. Das Landschafts-
bild wird aufgewertet.

Textliche Festsetzung 8.9 und zeichnerische Festsetzung M2 Laubbdume, Baumgruppen

Vorgesehen ist die Pflanzung verschiedener, heimischer, standortgerechter Baume und Strau-
cher zur dulBeren Eingriinung des Plangebietes. Die Heckenstrukturen dienen neben einer op-
tischen Abschirmung der Flache auch der Schaffung und Verbesserung von Lebensraumen
(neue Biotopstrukturen) fir verschiedene Tierarten. Es werden Teillebensraume einer arten-
reichen Fauna und Flora geschaffen, die naturlichen Bodenfunktionen werden durch die
Durchwurzelung und Erhdhung der Infiltrationsrate sowie durch eine dauerhafte Vegetati-
onsdecke verbessert. Das Landschaftsbild wird aufgewertet.

Textliche Festsetzung 8.10 und zeichnerische Festsetzung M3 und M4

Auf der Flache erfolgt die lockere Pflanzung von Feldhecke, Uberwiegend Straucher, weniger
als 5m Hoéhe Die MaRnahme dient der duBeren Eingriinung des Plangebietes mittels Pflan-
zung heimischer Straucher. Das Landschaftsbild wird aufgewertet. Die Strauchpflanzungen
werden als neuer Lebensraum fiir Wirbellose, Kleinsauger und Vogel fungieren und tragen
aktiv zur Biotopvielfalt bei. Die natirlichen Bodenfunktionen werden durch die Durchwurze-
lung und Erhéhung der Infiltrationsrate sowie durch eine dauerhafte Vegetationsdecke ver-
bessert. Die Baumpflanzungen tragen zur Verbesserung der lufthygienischen Situation bei
und grenzen das Plangebiet von den anliegenden StraBen (Weimarische Strale und Konrad-
Adenauer-Stralle) ab. Bodenfunktionen werden durch die Durchwurzelung und Erhéhung der
Infiltrationsrate aufgewertet. Zudem wird die vorhanden Boschung durch die Festsetzung der
Grunflache erhalten, bauliche Eingriffe sind nicht méglich.

29  Flachen zum Anpflanzen von Baumen und Strauchern und sonstigen Bepflanzungen

Textliche Festsetzung 9.1:

Im Bebauungsplan festgesetzte Baume, Straucher und sonstige Bepflanzungen sind vor Be-
eintrachtigungen zu schiitzen sowie dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Bei Abgang von
Bdumen, Strduchern und sonstigen Bepflanzungen sind diese zu ersetzen.

Die Festsetzung dient dem Schutz und langfristigen Erhalt gepflanzter Baume, Straucher und
sonstiger Bepflanzungen.

Zu den textlichen Festsetzungen 9.2 und 9.3:

Die Gestaltung der Stellplatzanlagen innerhalb der Gewebegebiete und des Sondergebiets
BGM durch Baume bezweckt ein gestaltetes durchgriintes ansprechendes Umfeld. Strukturier-
te Baumpflanzungen erhdhen die Aufenthaltsqualitat sowie die Naturndhe bebauter Gebiete.
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Vorgesehen ist die Pflanzung von Einzelbaumen als Hochstamme gemdR Begriinungssatzung
der Stadt Erfurt. Die MaRnahme dient vorwiegend zur Gestaltung der Flache, stellt aber auch
die Beschattung der Parkflachen sicher. Die natirlichen Bodenfunktionen werden durch die
Durchwurzelung und Erhohung der Infiltrationsrate sowie durch eine dauerhafte Vegetati-
onsdecke verbessert, ein Klimaelement mit Lufthygienischer Ausgleichsfunktion wird ge-
schaffen. Ein oberirdisch nicht umsetzbarer Flaichenbedarf fiir Baumscheiben, ist durch unter-
irdische Wurzelkammersysteme auszugleichen (siehe auch Maknahmeblatt 16 im GOP).

Zu der textlichen Festsetzungen 9.4, 9.5 und zeichnerische Festsetzung RRB

Bei der Plandarstellung der Flache handelt es sich insgesamt um 5050,00 m*. Diese Flache ist
im Bebauungsplan als techn. Becken, als Versorgungsanlage festgesetzt. Das RRB liegt am
tiefsten Punkt des Plangebiets, die Wasserableitung ist bis zum Linderbach Uber abfallende
Gelande geplant.

Das festgesetzte Regenriickhaltebecken wird als technisches Bauwerk definiert. Die Grund-
form ist organisch mit gleichbleibender Boschungsneigung zu gestalten. Da noch nicht genau
festgelegt werden kann, wie sich die Ausformung/Modellierung des Beckens gestaltet, ist die
in den GOP Unterlagen eingezeichnete und in der Planzeichnung festgesetzte Flache egali-
siert (verdnderbar/verallgemeinert) zu betrachten.

Das Regenwasserriickhaltebecken wird im Zuge der Erschliefungsplanung mitgeplant. Diese
Planungen werden mit den zustandigen Behorden abgestimmt und innerhalb des Stadtebau-
lichen Vertrages nach § 11 BauGB geregelt. Die Vorberechnung zur Bemessung des Regenrtick-
haltevolumens gemall DWA-A 117 ist dem Bebauungsplan als Anlage 3.6 beigefiigt.

Das Gesamte Bauwerk ist so einzuzdunen, dass es fir kleinere Tierarten (Maus, Hamster,
Frosch) kein Hindernis darstellt. Das zeitweise wasserhaltende Becken wird als neuer Lebens-
raum fur Wirbellose, Kleinsdauger und Vogel fungieren und trdgt aktiv zur Biotopvielfalt bei.
Die natirlichen Bodenfunktionen werden durch eine dauerhafte Vegetationsdecke verbessert.

Das MaRnahmenblatt mit der Maknahmennummer M17, M18 und M19 im Griinordnungsplan
ist zu beachten.

Textliche Festsetzung 9.6 und zeichnerische Festsetzungen entlang der Planstrale

Entlang der PlanstraRe ist die Pflanzung einer Baumallee aus Hochstammen vorgesehen. Es
sind 34 hochstammigen (Mindestqualitat HST, STU 20/25) Geholze entsprechend Pflanzliste 1
begleitend zum geplanten Gehweg zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten. Die Geholze
sind im Abstand von mindestens 10m, maximal jedoch im Bereich von Ausfahrten von 15m zu
pflanzen.

Die MaBnahme dient vorwiegend zur Gestaltung der Flache, stellt aber auch eine Bereiche-
rung flr verschiedene Tierarten dar. Die natirlichen Bodenfunktionen werden durch die
Durchwurzelung und Erhdhung der Infiltrationsrate sowie durch eine dauerhafte Vegetati-
onsdecke verbessert, ein Klimaelement mit Lufthygienischer Ausgleichsfunktion wird ge-
schaffen.

Das MaRBnahmenblatt mit der MaBnahmennummer M15 im Griinordnungsplan ist zu beach-
ten.
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Zeichnerische Festsetzungen entlang der Ein- und Ausfahrt

Fir die Anlage der Ein- und Ausfahrt zum Sondergebiet ist auRerhalb des Geltungsbereichs
eine Ausfadelspur geplant. Bei Errichtung der Spur sind sieben StraRenbdaume entlang der
Weimarischen StralRe betroffen.

Drei Bdume kdnnen voraussichtlich parallel zum Stralenverlauf versetzt werden, diese befin-
den sich jedoch aulRerhalb des Geltungsbereiches. Vier Biume werden im Geltungsbereich, an
die Zufahrt innerhalb der MaRnahmeflachen M3 und M4, versetzt.

Diese Baumpflanzungen sind nicht auf die gemdR textlicher Festsetzung Nr. 8.10 zu pflan-
zenden Baume anrechenbar.

Textliche Festsetzung 9.7

Die Festsetzung dient der weitest gehenden Begriinung des Geltungsbereiches auf Flachen,
die nicht der Versiegelung dienen. Dies dient der Entwicklung der Biotopvielfalt im Gel-
tungsbereich. Das MaRnahmenblatt mit den Malnahmennummern M17, M18 und M19 im
Grinordnungsplan ist zu beachten.

2.11  Bauordnungsrechtliche Festsetzungen nach § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 88 ThiirBO und
nach § 12 Abs. 3 Satz 2 BauGB

Textliche Festsetzung 10 - Werbeanlagen

Mit den Festsetzungen zu den Werbeanlagen hinsichtlich der Art, Lage und GréRe sowie der
Beschrankung der Anzahl der Anlagen der Fremdwerbung je Baugrundstick soll eine uner-
winschte Haufung und eine einhergehende Beeintrachtigung des stddtebaulichen Erschei-
nungsbildes durch Werbung vermieden werden.

Lauflicht und Wechselwerbeanlagen sind unzuldssig, da sie zu Irritationen im StraRenverkehr
fihren kdnnen und zu Stérungen im Umfeld ggf. auf angrenzende Ortsteile und deren Wohn-
bebauung beitragen. Sie werden, um dies zu vermeiden ausgeschlossen.

Werbeanlagen sind auRerhalb der Giberbaubaren Grundstiicksflache unzuldssig. Der Lage nach
sollen sich die freistehenden Werbeanlagen zu der internen ErschlieRungsstralle Planstralle A
im GE orientieren. Um Eigenwerbung im Zufahrtsbereich eines Baugrundsticks zu ermogli-
chen, wird hier eine Werbeanlage an der Statte der Leistung ausnahmsweise in den nicht
uberbaubaren Grundsticksfldchen zugelassen.

Die zuldssige Breite von maximal 1,50 m und die maximale Héhe von 5, 00 m der genannten
Ausnahme kann fir Sammelwerbeanlagen an der Statte der Leistung flir mehr als drei Leis-
tungsstatten tberschritten werden. Die maximale Hohe fiir Sammelwerbestdtten betrdgt 7,00
m.

Insgesamt wird Eigenwerbung in Abhangigkeit zur GroRe des Baugrundstiicks bzw. der Front-
lange gegenuber der Fremdwerbung beglinstigt.

Zusatzliche Hinweisschilder die auf Zufahrten und Ladebereiche hinweisen sind zuldssig.

An den Fassaden soll die Werbung auf Eigenwerbung beschrankt bleiben. Durch die Festset-
zung einer ausnahmsweisen Uberschreitung der festgesetzten Gebidudehohe kann im Aus-
nahmefall eine ausreichende Fernwirkung durch Werbung erzielt werden, ohne dass von einer
unerwiinschten Haufung auszugehen ist.

Um eine stddtebauliche Haufung von Werbepylonen zu vermeiden, ist nur im sonstigen Son-
dergebiet Bau- und Gartenmarkt innerhalb der Baugrenzen bzw. der Fldache fir Stellplatze ein
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Werbepylon zuldssig. Die maximale Hohe des Pylonen ist auf 16 m festgesetzt, um gegenuber
der festgesetzten maximalen Oberkante flr geplante Gebaude einen kleinen Spielraum bie-
ten zu kdnnen. Eine Erh6hung der Hohe des Pylonen ist auf Grund der einhergehenden Beein-
trachtigung des stadtebaulichen Erscheinungsbildes nicht gewiinscht.

Fir Fahnenmasten wird als ebenfalls freistehender Werbeanlage der Eigen- oder Fremdwer-
bung hinsichtlich der Hohe und Stellung von Fahnenmasten im Verbund eine gesonderte
Festsetzung getroffen. Wobei sich jedoch die zuldssige Anzahl der Werbeanlagen insgesamt
nicht erhdhen darf, um auch hier einer unnétigen Haufung von Werbeanlagen entgegen zu
wirken.

Textliche Festsetzung 11 - Dachform

Im Gewerbegebiet sind gemaR bauordnungsrechtlicher Festsetzung Nr. 12 Flachdacher und
flach geneigte Dacher unter 10° Neigung, zuldssig.

Die Festsetzung dient der Gewadhrleistung eines einheitlichen Gestaltungsbildes. Die Dach-
form ist als Flachdach bzw. flach geneigte Ddcher bis 10 ° festgesetzt. Damit wird die Gestal-
tung der die Umgebung pragenden Dachformen fir Gewerbebauten aufgenommen.

Textliche Festsetzung 12 - Einfriedungen

Die Festsetzungen sind zur Gewadhrleistung eines einheitlichen Gestaltungsbildes, der Einfu-
gung der Einfriedungen in das Stadtgebiet und einer Durchgriinung der Strallenraume erfor-
derlich. Ausnahmen sind aus Sicherheitsgriinden sind moglich. Die Begriinung kann innerhalb
derin den grinordnerischen Festsetzungen zu erbringenden Begriinung angerechnet werden.

Textliche Festsetzung 13 - Abfallbehalter und Wertstoffcontainer

Um den optischen Eindruck des StraRenraumes positiv zu gestalten, wird festgesetzt, die be-
weglichen Abfallbehalter in den Gebauden zu integrieren oder durch geeignete MaRnahmen
vor Einsicht vom &ffentlichen StraRenraum zu schiitzen.

Die Einfassung der Milltonnenstandpldtze dient in erster Linie und als Sichtschutz sowie der
Sicherung eines homogenen Erscheinungsbildes des 6ffentlichen StraRenraumes.

Textliche Festsetzung 14 - Stellplatze

Die Anzahl der Stellplatze fir den Bau- und Gartenmarkt wird aus stadtebaulichen Griinden
und auf Grundlage von § 49 Abs. 1 in V. mit § 88 Abs. 1 Nr. 7 und Absatz 2 ThiirBO beschrankt.
Der klassische Stellplatzschlissel legt fur groRfldchige Einzelhandelsbetriebe einen Stellplatz
je 10 - 20 m? Verkaufsflache fest. In Bezug auf den geplanten Bau- und Gartenmarkt mit
17.498 m? Verkaufsflache mussten nach klassischem Stellplatzschiissel ca. 775 Stellpldtze
geschaffen werden. Diese Zahl ist in Bezug auf einen sparsamen Umgang mit dem vorhande-
nen Boden und im Vergleich zu im Stadtgebiet vorhandenen Stellplatzanlagen fir Bau- und
Gartenmarkte nicht zu rechtfertigen.

Der zukiinftige Betreiber des Bau- und Gartenmarktes, hat nach einer Untersuchung vorhan-
dener Standorte der Festsetzung der Schaffung eines Stellplatzes je 54 m? Verkaufsflache zu-
gestimmt. Diese 324 Stellplatze werden innerhalb der Flache fir Stellplatze und der Uberbau-
baren Grundstucksflache, vor allem im Drive-In-Bereich des Marktes, untergebracht.

Diese Anzahl lasst sich auch nach Prifung der Stellplatzanlagen verschiedener groRflachiger
Einzelhandelsbetriebe innerhalb des Erfurter Stadtgebiets rechtfertigen und kann somit auch
fur andere Ansiedlungen im Geltungsbereich angenommen werden.
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Teil C: Hinweise (ohne Festsetzungscharakter)

1. Einsichtnahmemoglichkeit von Vorschriften

Soweit sich Festsetzungen des Bebauungsplanes auf nichtstaatliche Regelungen beziehen
(DIN-Normen etc.) sind die Anforderungen des rechtstaatlichen Publizitatsgebotes zu beach-
ten. Die Offentlichkeit muss verldsslich und in zumutbarer Weise Kenntnis von der Vorschrift
erlangen konnen. Im Zusammenhang mit der Festsetzung von Emissionskontingenten zur
Regulation der Schallausbreitung im Freien wird die DIN 45691 "Gerauschkontingentierung",
Ausgabedatum 2006-12 benannt, diese liegt im Bauinformationsbiiro der Stadt Erfurt aus.

Die Erfurter Sortimentsliste nach Malkgabe des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts 2017 in
der Fassung vom 10.04.2019 bzw. das Einzelhandels- und Zentrenkonzepts 2017 sind dort
ebenfalls einsehbar.

2. Erdaufschliisse

Erdaufschlusse und groRere Baugruben sind der Thiringer Landesanstalt fir Umwelt und Geo-
logie gem. Lagerstattengesetz anzuzeigen. Schichtenverzeichnisse sind nach der Baumal-
nahme zu Ubergeben.

3. Auffalliger Bodenaushub, Bodenverunreinigungen

Werden bei Erdbaumalnahmen schadstoffkontaminierte Medien in Boden, Wasser oder in
der Luft oder auffallige Bereiche, wie kontaminationsverddchtige Bausubstanz oder Auffil-
lungen angetroffen, so ist das Umwelt- und Naturschutzamt der Stadt Erfurt zu informieren
und die weitere Vorgehensweise abzustimmen.

4. Archdologische Bodenfunde

Der Hinweis ist notwendig, weil das Plangebiet sich in einem archdologischen Relevanzgebiet
befindet. Aufgrund der langzeitlichen Besiedlung ist mit archdologischen Funden zu rechnen.
Bei Erdarbeiten ist eine denkmalschutzrechtliche Erlaubnis notwendig.

5. Artenschutz

In Hinweis 5 werden VermeidungsmaRRnahmen im Sinne des Artenschutzes dargestellt. Diese
MaRnahmen sind nach § 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB nicht festsetzbar.

Flacheninanspruchnahme:

Im Sinne des sparsamen und schonenden Umgangs mit Grund und Boden und dem Erhalt von
Lebensraumen fir Pflanzen, Tiere und der biologischen Vielfalt soll die Bauabwicklung (z. B.
Baustelleneinrichtung, Zwischenlager) sollte vorwiegend auf den Flachen erfolgen, die im
Zuge der spateren Uberbauung sowieso in Anspruch genommen werden.

Gehdlzrodungen:

Notwendige Geholzrodungen dirfen gem. § 39 Abs. 5 BNatSchG nur im Zeitraum vom 01. Ok-
tober bis 28./29. Februar durchgefuhrt werden. Die Maknahme dient der Minimierung bzw.
Vermeidung von Stérung und Vertreibung von Végeln wahrend der Brutzeit.

Minimierung der AulRenbeleuchtung:

Die AulRenbeleuchtung ist energiesparend und insektenvertraglich zu installieren. Die Leuch-
ten sind so auszubilden, dass eine Lichteinwirkung nur auf die zu beleuchtende Flache er-
folgt. Durch die Minimierung der Lichteinwirkung werden die Beeintrachtigung auf die be-
nachbarte Bebauung und Lockeffekte auf nachtaktive Insekten vermieden.
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Vogelschutz:

Mit Anlage des Gewerbegebietes kommt es zur Neuansiedlung von gebdaudebewohnenden
Arten (Hausrotschwanz, Amsel, Haussperling, Mauersegler, Mehlschwalbe, Rotkehlchen usw.)
Eine Begriinung mit Geholzen innerhalb der Baufelder sowie die Anbringung von Nisthilfen
werden als unterstiitzende MaRnahme empfohlen. Weiter kommt es zur Zerstérung eines Teil-
lebensraumes der Feldlerche, AusgleichsmalRnahmen mit extensiv genutztem Grinland, so-
wie geringem Baum und Strauchbestand werden empfohlen.

6. Grinordnung

Baumschutzsatzung:

Der Baumbestand ist dauerhaft zu schutzten und zu erhalten. Bei Eingriffen in den Baumbe-
stand ist die Baumschutzsatzung der Stadt Erfurt zu beriicksichtigen.

Schutz zu erhaltender Baume:

Es gilt zu erhaltende Baume wadhrend der Bautadtigkeit zu schitzen. Es sind entsprechende
Baume durch Baum- und Wurzelraumschutzmallnahmen vor mechanischen Beschadigungen
zu schitzen.

Boden-Management im Zuge der Bauarbeiten:

Vor Baubeginn ist ein detailliertes Bodenmanagement auszuarbeiten. Insbesondere die bau-
zeitliche Lagerung von Oberboden sowie der Verbleib des umfangreichen Bodenaushubs sind
zu dokumentieren. Der Oberboden ist grundsatzlich einer fachgerechten Wiederverwertung
zuzufihren. Es gelten die Vorgaben des BBodSchG und der BBodSchV sowie die DIN 19731
und DIN 18915.

7. Zuordnung von AusgleichmaRBnahmen

Fur die AusgleichsmaRBmalknahmen zur Kompensation des Eingriffes in Natur und Landschaft
wird anstelle von Festsetzungen der Ausgleichsflachen mit dem Erschliefungstrager gemafl
§ 1a Abs. 3S.4 BauGB ein stddtebaulicher Vertrag nach § 11 BauGB zur Herstellung und Pflege
der Ausgleichsflachen geschlossen.

Folgende Malknahmen dienen dem Ausgleich fur Eingriffe in Natur und Landschaft auf den
Baugrundstiicken und werden diesen zugeordnet:

Baugebiet/Flache Flachen fur Malnahmen zum Schutz, zur Pflege | FlachengroRe (antei-
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft | lig)

GE1 M5a 9.275m?

GE 2 M4 3.445 m?
92 % externen AusgleichsmaRnahme M3D 7.773 m?

SO BGM M5b 9.272 m?
M1 2470 m?
M2 5.370m?
M3 1.670m?
6 % der externen AusgleichsmaRnahme M3E 676 m?
externe Ausgleichsmalknahme M3D 6.828 m’
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offentliche Begriinung des RRB gemadR textlicher Festset- | 5.040 m?
Erschliefungsstralle | zung 9.4 und 9.5
PlanstralRe A

Herstellung der Baumallee der Planstralle A | 1.245m?
gemaR textlicher Festsetzung 9.6.

Die externen MaRnahmenfldche M3D und M3E befindet sich am Behdérdenzentrum am Stei-
gerwald im Bereich des Standortes der ehemaligen Steigerwaldkaserne innerhalb des Gel-
tungsbereichs des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan LOV540. Die externen MaR-
nahmen M3D und M3E erfolgen auf den vertraglich geregelten Flachen von 8.449 m*> und
6.828 m? innerhalb des Geltungsbereichs des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplans
LOV540. Die Flachen sind dauerhaft zu begrinen. Auf den Flachen ist artenreiches Grinland
trocken-warmer Standorte anzulegen. Gemischte Baumpflanzungen sind bis zu einer Pflanz-
dichte von 2 Stk/500 m?, entsprechend Artenspektrum Labkraut-Eichen-Hainbuchenwald zu-
lassig. Es sind jedoch mind. 20 Stk. Bdume mit einer Mindestqualitat von HSt, 3xv. zu pflan-
zen.

Das Malnahmenblatt mit der Maknahmennummer M3D und M3E im Griinordnungsplan ist
zu beachten.

Zwischen dem ErschlieBungstrager und der Bundesanstalt fir Immobilienaufgaben, als Ei-
gentimerin der Flachen, besteht eine vertragliche Regelung der Kompensationsmallnahmen
im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben im Geltungsbereich. Der Vertrag entstand unter
Mitwirkung und mit Zustimmung der Stadtverwaltung Erfurt, vertreten durch das Umwelt-
und Naturschutzamt, Untere Naturschutzbehorde.

Die vertraglichen Regelungen zu den Ausgleichsflachen innerhalb des Geltungsbereichs wer-
den mit dem ErschlieRungsvertrag zur Herstellung der verkehrlich und technischen Erschlie-
RBung getroffen. Die betroffenen Fachdamter und unteren Behdrden werden einbezogen.
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3 Flachenbilanz

Der Geltungsbereich des B-Plan LIN 587 ,Am Tonberg, Erfurt® umfasst insgesamt eine Flache
von 119.650 m>. Die Uiberbaubare Fldache ergibt sich aus der Grundflachenzahl von 0,8.

Fldchenkategorie Fldche in m? Anteil an der Gesamtflache
in Prozent

Geltungsbereich 119.650 m? 100%

Bauflachen

Gewerbegebiete und Sonder- | 77.480 m? 65 % (des Bruttobaulandes)

gebiet

Grundfldache nach GRZ Il 61.985 m? 80 % (des Nettobaulandes)

Nicht ({berbaubare Fliache | 15.495 m? 20 % (des Nettobaulandes)

nach GRZ Il

ErschlieBungsstrale 4440 m?

Versorgungsflachen 5040 m?

AusgleichsmaBnahmen 32.690 m?

Auch auBerhalb des

Geltungsbereichs
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4 Folgekosten fiir die Gemeinde

4. Investive Kosten

Die investiven Kosten zur Herstellung der ErschlieRungsanlagen (Verkehrsflachen, Strom,
Wasser, Gas, Abwasserentsorgungsanlagen, Regenwasserentsorgungsanlagen, StraRenbe-
leuchtung) werden durch den Erschliefungstrager im Rahmen eines Stadtebaulichen Vertrags
gemadl § 11 BauGB erbracht.

4.2 Unterhaltungskosten

Durch die Realisierung der Planung entstehen der Stadt Unterhaltungskosten fir Erschlie-
RBungsanlagen. Diese setzen sich zusammen aus den Strallenverkehrsflachen selbst, der Be-
leuchtung und der Baumpflege der stralenbegleitenden Baumbepflanzung.
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5 Anlagen

Artenschutz
Anlage 3.1 - Faunistischer Fachbeitrag (Avifauna, Feldhamster) vom 30.10.2013

Anlage 3.2 - Kurzgutachten zum Vorkommen des Feldhamsters vom 07.09.2018

Grinordnungsplan
Anlage 3.3 Grinordnungsplan (GOP) Bestand

Anlage 3.4 - Grinordnungsplan (GOP) MaRnahmen
Anlage 3.5 - Griinordnungsplan (GOP) Erlduterungstext

Umweltbericht
Anlage 3.6 - Umweltbericht

Sonstige Fachgutachten
Anlage 3.7 - Schallimmissionsprognose vom 19.08.2020

Anlage 3.8 - Stadtebauliche Vertraglichkeitsstudie fiir die Festsetzung eines Sondergebietes
Einzelhandel fur einen groRflachigen Bau- und Gartenmarkt in Erfurt vom
26.10.2020

Amt fiir Stadtentwicklung und Stadtplanung Seite 36 von 36



	1 Allgemeine Begründung
	1.1 Planerfordernis
	1.2 Verfahrensablauf
	1.3 Geltungsbereich
	1.4 Übergeordnete Planungen
	1.5 Allgemeine Planungsziele
	1.6  Bestandsdarstellung

	2 Begründung der textlichen Festsetzungen
	2.1 Art der baulichen Nutzung
	2.2 Maß der baulichen Nutzung
	2.3 Bauweise, Baugrenzen und überbaubare Grundstücksfläche
	2.4 Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen
	2.5 Ein- und Ausfahrten und der Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen
	2.6 Flächen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser
	2.7 Verwendungsverbot bestimmter luftverunreinigender  Stoffe
	2.8  Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
	2.9 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
	2.11 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen nach § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 88 ThürBO und nach § 12 Abs. 3 Satz 2 BauGB
	Teil C: Hinweise (ohne Festsetzungscharakter)

	3 Flächenbilanz
	4 Folgekosten für die Gemeinde
	5 Anlagen

